
Thema | pax_zeit | 3_2016 | 1 1_2017 pax_zeit

Syrien
Frieden in Sicht?



2 | pax_zeit | 1_2017 | Editorial

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,
die pax_zeit greift auch 2017 wieder die aktuellen Themen 
auf, die von den pax christi-Kommissionen bearbeitet wer-
den. Dieses Heft startet mit der Kommission Friedenspolitik, 
die ihren Arbeitsschwerpunkt Syrienkonflikt einbringt. „Seit 
2011 verfolgt die Bundesregierung starrköpfig das Ziel, in Da-
maskus einen Regime-Wechsel zu erzwingen“, schreibt Bernd 
Duschner und stellt die Folgen der Sanktionen gegen Syrien 
an den Pranger. Von lokalen Waffenstillständen und anderen 
guten Nachrichten berichtet Karin Leukefeld, Christof Grosse 
setzt sich mit der Vielfalt der christlichen Religionen in Syrien 
heute und in der Geschichte auseinander.

Von einem völlig unnötigen Konflikt müssen wir diesmal auch 
in eigener Sache berichten, denn die katholischen Bischöfe 
wollen pax christi von der Zuschussliste streichen. Der pax 
christi-Präsident Algermissen bringt seine Enttäuschung über 
diese Entscheidung mit deutlichen Worten gegenüber seinen 
Mitbrüdern zum Ausdruck: „Bedenken Sie, dass der Schaden, 
den die Streichung des Zuschusses für pax christi in Kirche 
und Öffentlichkeit anrichten wird, ungleich größer und nach-
haltiger sein wird als der Nutzen, 60.000 Euro im VDD-Haus-
halt eingespart zu haben.“

Die pax christi-Vision setzt dem eine auf die Zukunft gerich-
tete Beschreibung des Selbstverständnisses der pax chris-
ti-Bewegung in Deutschland entgegen. Mehr dazu erläutert 
der Bundesvorsitzende Norbert Richter.

Andrij Waskowycz, der Caritas-Präsident der Ukraine, berich-
tet aus seiner Arbeit und von der Situation in der Ukraine, 
die von andauernden Kämpfen und den Folgen starker Bin-
nenfluchtbewegungen geprägt ist. Bei der pax christi-Reise 
in die Ukraine im September 2017 können wir den Austausch 
mit ihm vertiefen.

Den Rüstungsexportbericht 2016 der GKKE skizziert Hol-
ger Rothbauer. Ich bin gespannt, wie Brigitte Zypries dieses  
Politikfeld künftig gestalten wird. Ob sich die Forderungen 
der „Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel!“ doch noch 
durchsetzen lassen? pax christi bleibt auf jeden Fall dran.

Christine Hoffmann
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»Ich hoffe jüngere Menschen 
merken, dass man das nicht nur von 
außen beobachten kann, sondern 
selbst aktiv werden muss – politisch 
und in zahllosen Verbänden und 
Bewegungen.«

Roswitha Bendl in „Aktiv für den 
Frieden“, Seite 16.Fo
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pax christi-Reisen

pax christi Augsburg: 
Begegnungs- und Solidaritätsreise nach Palästina und Israel
4. – 15. Juni 2017
Seit einigen Jahren ist Israel-Palästina ein Schwerpunkt der 
Friedensarbeit von pax christi Augsburg. Dadurch sind viele 
Kontakte zu friedensbewegten Menschen in beiden Gesell-
schaften entstanden. Wir wollen der Frage nachgehen, wie 
die Menschen vor Ort die Situation erleben.

pax christi Münster: 
Pilger- und Versöhnungsreise nach Tschechien
16. – 22. Juli 2017
Im Fokus der Reise nach Tschechien steht der Austausch mit 
Friedensgruppen aus Leipzig und Dresden, der Besuch von Or-
ten des Verbrechens der Nationalsozialisten, die Begegnung 
mit jüdischen Gemeinden und die ökumenische Begegnung 
mit hussitischen Christen in Prag.

Infos und Anmeldungen: 
augsburg@paxchristi.de

Infos und Anmeldungen: 
muenster@paxchristi.de

http://www.augsburg.paxchristi.de/termine/view/5829940305985536/Begegnungs-%20und%20Solidarit%C3%A4tsreise%20nach%20Pal%C3%A4stina%20und%20Israel
http://www.muenster.paxchristi.de/file/download/AMIfv96xhhlPr4kqZhKWGXFgIWLdNS5telPgFLw0d794CR1AWVY-m7FC0PYr3-X1E2bFyQ1rRcgrLWRcfgc_b1gRrgLU5k-ia4hNqBSm5a7MKvfkyfVQfN-XIq4Go3pwrgiyyOPdP9hMeKl1aGJrMdJe1P2PECek0Zatu3gjhkbagi_nP8mPVWI/tschechien_prospekt.pdf
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Unsere Vision: Ein Paradigmenwechsel in der Außenpolitik 
Unsere langfristige Vision ist ein Paradigmenwechsel in der deutschen Außen- 
und Sicherheitspolitik: weg von der kurzsichtigen, destruktiven Politik der mili-
tärischen Auslandseinsätze hin zu einer konstruktiven, gewaltarmen, auf Zivile 
Konfliktbearbeitung setzenden, partnerschaftlichen Ausrichtung. Die Kampagne 
„MACHT FRIEDEN“ soll ein Baustein auf dem Weg dorthin sein, der – so hoffen wir 
– größere Veränderungen in Gang setzen kann. Weitere Positionen und neue Per-
spektiven finden Sie zu unserem Themenschwerpunkt „Syrien“ ab Seite 4.
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Syrien 
Waffen, Sanktionen und Verhandlungen 

Der Krieg in Syrien und die Einflussnahmen von 
außen auf den Konflikt waren von Anfang an 
Themen der pax christi-Kommission Friedens
politik. Im Dezember 2015 appellierte sie an die 
Bundestagsabgeordneten, dem Bundesweh-
reinsatz in Syrien die Zustimmung zu verwei-
gern. Er „macht Deutschland zur Kriegspartei“ 
und schwächt seine Verhandlungsrolle. Im Ja-
nuar 2016 appellierte sie mit dem Geschäfts-
führenden Vorstand an die über tausend Sol-
dat*innen des Syrienkontingents: „Prüfen Sie 
sorgfältig, ob das von Ihnen verlangte Handeln 
mit Ihrem Gewissen in Einklang steht, und falls 
nicht, verlangen Sie von Ihrem Dienstherrn eine 
anderweitige, Ihr Gewissen nicht belastende 
Verwendung.“ Der Einsatz verstoße gegen 
Grundgesetz und Völkerrecht. Seit dem vergan-
genen Jahr vertritt die Kommission pax christi 
in der Kampagne „MACHT FRIEDEN. Zivile Lö-
sungen für Syrien.“ Im thematischen Schwer-
punkt dieser pax_zeit dokumentieren wir einen 
Appell dieser Kampagne angesichts der Gewalt 
in Aleppo und Mossul, beleuchten die Auswir-
kungen der Sanktionen gegen Syrien und zei-
gen als Hoffnungsperspektive, dass in Syrien 
über tausend lokale Waffenstillstände verein-
bart wurden.	

Odilo Metzler, Mitglied der Kommission 
Friedenspolitik

Karin Leukefeld
Ein weiteres Jahr voll Gewalt, Tod und Zerstörung in Syrien ist 
zu Ende gegangen. Der Krieg hat Millionen innerhalb Syriens 
und in andere Länder vertrieben. Tausende haben Leben, Ge-
sundheit, Arbeit, Hab und Gut verloren. Viele Syrer*innen ka-
men als Flüchtlinge nach Deutschland, obwohl sie lieber als 
Studierende, Ärzte, Besucher oder Touristen gekommen wären, 
denn als Bittsteller. Auf ein Einreisevisum warten Syrer*innen 
vor der deutschen Botschaft in Beirut oft umsonst und meist 
nicht unter einem Jahr. Die deutsche Botschaft in Damaskus 
ist – wie fast alle europäischen Botschaften – seit Anfang 2012 

geschlossen. Das fördert Schmuggler, Zwischenhändler oder 
Agenturen, die den Menschen eine Überfahrt über das Mittel-
meer, Passagen durch die Türkei, falsche Papiere oder einen Ter-
min bei der deutschen Botschaft in Beirut verkaufen.

Doch es gibt auch gute Nachrichten aus Syrien. Die Kämpfe 
in Aleppo Stadt sind eingestellt. Das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK), der Syrisch-Arabische Rote Halbmond 
(SARC) und Russland versorgen die Menschen in verschiede-
nen Vierteln der Stadt mit Lebensmitteln und Trinkwasser, 
mit warmer Kleidung und Brennmaterial, medizinische Ver-
sorgungsdienste wurden eingerichtet. Bulldozer und Lastwa-
gen säubern die Straßen und transportieren Kriegsschutt ab, 
Minenräum-Experten der russischen Armee haben nach eige-
nen Angaben 2.000 Hektar Land in den östlichen Vierteln von 
Aleppo von Landminen und Sprengsätzen gesäubert. Auf 680 
km Straßen und in 3.500 Höfen, Lagern, Häusern, Fabriken, 
Schulen wurden 25.000 Minen und Sprengsätze entschärft. 
Keine gute Nachricht: Große Mengen Waffen, darunter mo-
dernstes Material aus NATO-Ländern sowie Massengräber 
und Folterkeller wurden in Ost-Aleppo gefunden. 

Kämpfende beider Parteien sitzen sich erstmals gegenüber
In der kasachischen Hauptstadt Astana saßen sich am 
23.1.2017 erstmals Kampfgruppen und Vertreter der syrischen 
Regierung und Armee am Verhandlungstisch gegenüber. Ver-
mittelt wurde das Treffen von Russland, Türkei und Iran, die 
auch den Waffenstillstand für Aleppo Stadt und kurz darauf 
(30.12.2016) für ganz Syrien vermittelten. 

Einfach sei das Vorhaben in Astana nicht, räumte ein Vertre-
ter des russischen Verteidigungsministeriums ein. „Wir haben 
eine unglaubliche Aufgabe vor uns. Wir müssen einen Wolf, 
ein Schaf und einen Kohlkopf von einem Ufer zum anderen 
über den Fluss bringen“, meinte er unter Verweis auf ein be-
kanntes Rätsel. Das Rätsel fragt, wie oft der Bauer über den 
Fluss fahren muss, um zu verhindern, dass der Kohlkopf vom 
Schaf oder das Schaf vom Wolf gefressen wird, während er ei-
nen der drei mit dem Boot über den Fluss setzt.

Frieden für das Land durch Dialog
Das Rätsel, für das es eine Lösung gibt, entspricht dem un-
beugsamen Willen der Syrer*innen. Unzählige Male schon ha-
ben sie „den Fluss überquert“, um den Frieden für ihr Land 
im Dialog zurückzugewinnen. Seit 2011 gibt es lokale Versöh-
nungskomitees, die von den Bewohner*innen eines Stadtvier-
tels, Dorfes, einer Stadt oder einer Region beauftragt wur-
den, zwischen den bewaffneten Akteuren – Kampfgruppen 
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und der syrischen Armee – zu vermitteln und ein Ende der 
militärischen Auseinandersetzung zu erreichen. 2012 wurde 
ein Ministerium für nationale Versöhnung eingerichtet, das 
mit großem Einsatz arbeitet. Die Versöhnungsarbeit hat viele 
Rückschläge erlebt, Aktiven das Leben gekostet, doch nach 
fast sechs Jahren Krieg ist das Treffen in Astana auch ein Er-
folg der beharrlichen Suche nach einer Lösung, dem Dialog.

Seit dem von den USA und Russland im Februar 2016 verein-
barten Waffenstillstand kamen 1.155 lokale Waffenstillstände 
(Stand 29.01.2017) zustande, die täglich mehr werden. Mehr 
als 15.000 Männer haben ihre Waffen niedergelegt, die Re-
gierung bietet im Gegenzug ein umfangreiches Amnestie-
programm an. 

Vom hohen Ross heruntersteigen
Der jüngste Erfolg ist der Abzug bewaffneter Gruppen aus 
dem Barada-Tal und von der Fijeh-Quelle, den wichtigsten 
Wasserressourcen für mehr als fünf Millionen Menschen in 
und um Damaskus. Seit 2013 hielten Kampfgruppen die Fi-
jeh-Quelle besetzt und erpressten mit dem Wasser die Regie-
rung zur Erfüllung ihrer Forderungen. Ende 2016 hatten Nusra 
Front und Ahrar al-Sham lokale Kampfgruppen verdrängt. Wie 
in den Jahren zuvor suchten Vermittler eine Vereinbarung zu 
finden. Am 14.1.2017 einigte man sich darauf, dass Nusra Front 
und Ahrar al-Sham nach Idlib abziehen sollten, 2.500 lokale 
Kämpfer gaben ihre Waffen ab. Nach dem Treffen wurde der 
Koordinator der Vereinbarung, ein ehemaliger General der 
syrischen Streitkräfte, von den Kampfgruppen getötet. Die 

Vereinbarung wurde ausgesetzt, erst Ende Januar zogen die 
Kampfgruppen sich von der Fijeh-Quelle zurück. 

Doch auch die regionalen und internationalen Akteure des 
Krieges müssen einlenken und von ihrem hohen Ross her-
untersteigen. Die Grenze zu Syrien muss geschützt, Waffen-
lieferungen an Kampfgruppen müssen eingestellt, Kämpfer 
gestoppt und Wirtschaftssanktionen gegen Syrien müssen 
aufgehoben werden. 

Der Schlüssel zum Frieden in Syrien ist die Achtung des Völ-
kerrechts. Die UN-Charta legt in Artikel 1, Absatz 1 fest, „(…) 
Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche“ gegen an-
dere Staaten „zu unterdrücken“. Und in Artikel 2, Absatz 4 
heißt es: „Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationa-
len Beziehungen jede gegen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete 
oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unverein-
bare Androhung oder Anwendung von Gewalt.“

„Ließe man die Syrer unter sich, ohne ausländische Einmi-
schung, könnten sie in 6 bis 12 Monaten das Land befrieden“, 
räumten UN-Mitarbeiter*innen schon 2015 ein. Dann endlich 
wäre Zeit für politische Veränderung. Und die, auch das legt 
das Völkerrecht fest, ist allein Sache der Syrer*innen. 

Karin Leukefeld studierte Ethnologie, Islam- und Politikwis-
senschaften und ist seit 2000 freie Korrespondentin im Mitt-
leren Osten.

Plakat in einem Café in der Altstadt von Homs:
„In dieser Nachbarschaft haben wir gelitten, sind durch schwere Zeiten gegangen und 
sind aus unseren Häusern geflohen. Heute steht wohl wieder Leid bevor und es bleiben 
schwere Zeiten, aber wir halten fest an unserem Land.“
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Christof Grosse 

Kirchenführer befürworten Militärmaßnahmen 
Am 25.08.2014 erklärte der Ständige Rat der Deutschen Bi-
schofskonferenz, dass militärische Maßnahmen in bestimm-
ten Situationen – gemeint waren der beginnende Krieg der 
Staatengemeinschaft gegen den „Islamischen Staat“ im 
Irak und die ersten deutschen Waffenlieferungen an kurdi-
sche Kämpfer – nicht ausgeschlossen werden könnten. Die 
Erklärung stand im Zusammenhang des Besuchs des chal-
däisch-katholischen Erzbischofs von Mossul, Emil Shimoun 
Nona beim Militärbischofsamt in Berlin und anschließend 
bei der Herbsttagung der Bischofskonferenz in Fulda, wo er 
jeweils von der verzweifelten Situation der christlichen und 
jesidischen Minderheiten in seiner Diözese berichtet hatte.

Etwa ein Jahr später war der Krieg gegen den „IS“, nach den 
Anschlägen von Paris, auch auf Syrien ausgeweitet, und Russ-
land mit dem Ziel in den Krieg eingetreten, an der Seite des As-
sad-Regimes die bewaffneten Rebellen aus Aleppo und dem 
Norden Syriens zu vertreiben. Nun begrüßte im Oktober 2015 
der melkitisch-griechisch-katholische Erzbischof von Aleppo, 
Jeanbart, das russische Militärengagement ausdrücklich.

Am 26.02.2016 bezeichnete der stellvertretende Patriarch der 
syrisch-orthodoxen Kirche von Antiochien, Luka Al Khouri, As-
sad lapidar als Beschützer des Christentums.

Von der Irritation abgesehen, dass Kirchenführer nach Mi-
litäreinsätzen rufen, entsteht spätestens hier für Nicht-Kir-
chenhistoriker das Bedürfnis nach einem Leitfaden durch die 
verwirrende Vielfalt der Konfessionen an diesem einmaligen 

Christliche Minderheiten in Syrien
Vor hundert Jahren stellten die Christen noch 20 Prozent der Gesamt
bevölkerung im Nahen Osten, heute sind es kaum noch drei Prozent.

Brennpunkt christlicher Glaubensweitergabe, den Syrien dar-
stellt; und nach einer Beantwortung der Frage, was es mit 
dem Schutzverhältnis auf sich hat, in dem die christlichen und 
andere Minderheiten angeblich zu Assad stehen.

Die Geschichte der Christen in Syrien
In Syrien (Jerusalem gehörte zur römischen Großprovinz Syria) 
bestand seit urchristlichen Zeiten eine Art blühender Garten 
der Glaubensrichtungen, unterstützt durch die direkte räumli-
che Präsenz der heiligen Orte. Antiochia ist Sitz des ersten Pa-
triarchats überhaupt. 

Maalula bei Damaskus mit dem antiken Kloster der Märty-
rer Sergius und Bacchus war immer eine Pilgerstätte aller De-
nominationen. Anrührend wirkt auf uns „Weltchristen“ der 
kompromisslose Lebensstil der auf irakischem Boden behei-
mateten, sich auf Johannes den Täufer zurückführenden Ge-
meinschaft der Mandäer, der durch die Verpflichtung zur ab-
soluten Gewaltlosigkeit beeindruckt. Als Positivbeispiel für 
interreligiöse Koexistenz gilt das im 5. Jhdt. gegründete Klos-
ter Mar Elian bei Homs, das 2007 (!) neu besiedelt wurde. Es 
wurde 2015 bekannt durch die gelungene Flucht seines Priors 
Jaques Mourad aus der Gefangenschaft des „IS“.

In der Kirchengeschichte des Nahen Ostens auffallend ist 
das Phänomen der sogenannten „unierten“ Kirchen. Seit den 
Kreuzzügen gab es ständig Avancen der römisch-katholischen 
Kirche an die orthodoxen Geschwister, zumal in Syrien, wo sich 
die unterschiedlichen Konfessionen auf so engem Raum zu-
sammendrängen und auch während der mamlukischen und 
osmanischen Herrschaft die christlichen Enklaven gedie-
hen – mit ziemlichem Erfolg. Von Maroniten und Melkiten 

431 
beginnt die Geschichte der Kirchenspal-
tungen: in Ephesos Abspaltung der Nes-
torianer (nach ihnen hatte Christus 
zwei Naturen, eine göttliche und eine 
menschliche).

451
in Chalcedon Abspaltung der Monophysiten (Christus ist rein 
göttlicher Natur). In Reaktion auf Chalcedon entstehen die ma-
ronitische und die melkitische „Kirche von Antiochien“ (beide 
mit Einschränkungen Anhänger der zwei Naturen, die Melkiten 
überdies der herrschenden staatlichen Macht verpflichtet).
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spricht man daher heute nur in ihrer unierten Variante. Die 
Tendenz zur Bildung unierter Kirchen bestimmt das Verhält-
nis der römisch-katholischen zur orthodoxen Kirche, übrigens 
auch in Russland und der Ukraine, bis heute. Umgekehrt be-
anspruchte auch die russische Orthodoxie seit Anfang des  
19. Jhdts. unter anderem mit Klosterneugründungen ihren Platz 
im Heiligen Land und an den Stätten der frühen syrischen Kir-
che – ein nicht zu vernachlässigendes Faktum zum Verständnis 
des Engagements des heutigen Russland in der Region.

Situation am Wendepunkt?
Jetzt, wo sie vom physischen Verschwinden bedroht sind, 
kommen all diese Minderheiten in unseren Blick. Wer hätte 
vor dem Überfall des „IS“ auf die Jesiden von Sindjar 2014 
schon etwas über die Glaubensinhalte dieser Religionsge-
meinschaft gewusst? Entsprechend stellen sich Fragen, wie 
konkret ein Minderheitenschutz gewährleistet werden kann, 
bzw. unter welchem Schutz sie bisher standen. Minderhei-
ten werden in gesellschaftlichen Konfliktkonstellationen 
leicht zu Schützlingen der regierenden Staatsmacht. In Sy-
rien hat so offensichtlich Präsident Assad die Rolle des Ga-
ranten für das Wohlergehen seiner eigenen alawitischen Min-
derheit, aber auch der Christen übernommen. Nicht nur die 
traditionell „staatsnahen“ Melkiten danken es ihm und sei-
nen Verbündeten. 

Wie wird sich die Situation im Nahen Osten weiterentwickeln, 
insbesondere im Hinblick auf die Option für Gewaltfreiheit? 
Zunächst einmal ist jeder Waffenstillstand, egal unter wel-
chen Konstellationen ausgehandelt, ein Segen. Müssen nicht 
jetzt die Kirchen ins Spiel kommen, als „Erbauerinnen des 
Friedens“? Anlässlich der Friedenskonvokation von Jamaika 

1054 
Aufspaltung in östli-
che orthodoxe und west-
liche katholische Kirche 
(Grund der Machtanspruch 
des Papsttums über das 
Patriarchat). 

1182 
Die Maroniten schlie-
ßen sich im Zusam-
menhang der Kreuz-
züge 1182 an die 
römisch-katholische 
Kirche an,

1342 
ein Schritt, den auch 
die Melkiten unter dem 
Einfluss einer katholi-
schen Missionsinitia-
tive im Mamlukenreich 
vollziehen.

1830 
bestätigt Papst Pius VIII das chaldäisch-
katholische (nestorianische) Patriarchat 
in Mossul, nachdem schon seit dem Mit-
telalter einzelne chaldäische Bischöfe das 
katholische Glaubensbekenntnis abge-
legt hatten.

2011 gab es eine umfassende Bestandsaufnahme der kirch-
lichen Wirkungsmöglichkeiten (im „Entwurf“ und im „Call“). 
Jetzt, nach sechs Jahren Syrienkrieg, wartet dieses Repertoire 
darauf, ausgespielt zu werden, von den Kirchenleitungen, von 
den Gläubigen, interreligiös. Wahrheitsfindung, Ausübung 
von Gerechtigkeit, Heilung von Erinnerung, Vergebung, Ver-
söhnung – der Weg ist bekannt. Er ist unendlich mühevoll, 
aber er muss beschritten werden, um dem Garten zu neuem 
Blühen zu verhelfen.

Christof Grosse ist Mitglied der pax christi-Kommission 
Friedenspolitik.

Die Kirche des Klosters Deir Mar Elian bei Qaryatayn in der 
Provinz Homs vor der Zerstörung 2012 und drei Jahre später – 
das Kloster wurde im Mai 2015 vom „IS“ überfallen und weit-
gehend zerstört.
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Bernd Duschner

Die westlichen Sanktionen gegen das Regime in Damaskus 
haben Hunger und Not über Syrien gebracht. Sie potenzieren 
die Kriegsschäden und führen zu einer völligen Zerstörung 
der Gesellschaft. Vertreter von christlichen Kirchen in Syrien 
fordern den sofortigen Stopp aller Sanktionen. 

Seit 2011 verfolgt die Bundesregierung starrköpfig das Ziel, in 
Damaskus einen Regime-Wechsel zu erzwingen: Sie hat den 
Botschafter der syrischen Regierung ausgewiesen und Vertre-
ter der „Opposition“ als neue Regierung Syriens anerkannt. 
Sie ließ die Stiftung „Wissenschaft und Politik“ mit der „Op-
position“ ein Regierungsprogramm für die Umgestaltung Sy-
riens zu einer „liberalen Marktwirtschaft“ erstellen. Im Rah-
men eines speziellen Stipendienprogramms („Leadership for 
Syria“) wird „eine ausgewählte Elite syrischen Führungsperso-
nals darauf vorbereitet“, „das künftige Syrien gesellschaftlich, 
politisch, wissenschaftlich und ökonomisch (. . .) maßgeblich 
mitzugestalten“. Seit Ende 2015 unterstützt die Bundeswehr 
die von den USA geführte „Internationale Koalition“ bei ihren 
Bombenangriffen in Syrien mit Zieldaten und durch Auftanken 
von Kampfflugzeugen. Diese Luftangriffe erfolgen gegen den 
Willen der syrischen Regierung und sind völkerrechtswidrig. 

Aushungern oder westliche Demokratie übernehmen
Während USA, Türkei, Saudi-Arabien und Katar die Bewaff-
nung, Ausbildung und Einschleusung islamistischer Verbände 

Krieg und Elend in Syrien
Mitverantwortung der deutschen Bundesregierung 

übernahmen, setzte die Bundesregierung auf EU-Ebene um-
fassende Wirtschafts- und Finanzsanktionen durch: Die sy-
rischen Auslandsguthaben wurden „eingefroren“, Importe 
aus Syrien, insbesondere von Rohöl, verboten. Bis 2010 hatte 
das Land über 90 Prozent seiner Rohölexporte an die EU ver-
kauft. Ohne die damit erzielten Deviseneinnahmen kann das 
Land wichtige Ausrüstungsgüter, Ersatzteile und Rohstoffe 
für seine Wirtschaft und zur Versorgung seiner Bevölkerung 
nicht einkaufen. Selbst Überweisungen von syrischen Gastar-
beitern an ihre Familienangehörigen sind nicht mehr möglich. 
Ohne Treibstoff und Strom kommen Landwirtschaft, Lebens-
mittelproduktion, Handwerk und Industrie zwangsläufig zum 
Erliegen. Die wenigen Raffinerien in Syrien können bei wei-
tem nicht genügend Rohöl verarbeiten. Folglich wurde auch 
der Export von Treibstoff und Heizöl verboten, ebenso wie die 
Lieferung von Technologien und Ausrüstung, die zur Förde-
rung und Raffination von Erdöl und für Kraftwerke erforder-
lich sind. 

Im Februar 2012 zogen die Regierungsberater der „Stiftung 
Wissenschaft und Politik“ eine erste „Erfolgsbilanz“: „Unter-
dessen zeigen die Wirtschaftssanktionen Wirkung, die von 
den USA, der EU, der Türkei und den arabischen Staaten ver-
hängt wurden, allen voran die europäischen Sanktionen ge-
gen den syrischen Ölsektor. Die Bevölkerung leidet unter der 
Knappheit von Benzin, Heizöl und Butangas; Stromsperren 
von bis zu sechs Stunden täglich treffen mittlerweile auch die 
Hauptstadt. (...) Importgüter wie Weizen werden knapp und 
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damit mangelt es an Brot; die Preise für lokal erzeugte Güter 
des täglichen Bedarfs, etwa Milchprodukte steigen spürbar.“
Heiko Wimmen, Mitarbeiter der Stiftung, erläuterte in der 
Wirtschaftswoche vom 1. September 2012, warum das Leid 
der Zivilbevölkerung beabsichtigt ist: „Denn sie (die Sankti-
onen) haben auch die psychologische Funktion, die Moral zu 
untergraben. Ist die Bevölkerung mit den Lebensbedingungen 
unzufrieden oder fürchtet sich die Elite vor der Isolation, dann 
unterstützen sie bestenfalls die Rebellen.“ Mittlerweile ist die 
Arbeitslosigkeit gegenüber 2010 von knapp 15 auf 60 Prozent 
hochgeschnellt, über 80 Prozent der Syrer*innen leben in ex
tremer Armut und die Preise der Grundnahrungsmittel haben 
sich versechsfacht. Die Lebenserwartung ist von 75,9 auf 55,7 
(!) Jahre gefallen. Für die Gebiete, die die bewaffnete „Oppo-
sition“ kontrolliert, hat die EU das Verbot von Waffenlieferun-
gen und Ölhandel bereits 2013 aufgehoben. „Al Nusra leistet“ 
schließlich, so der damalige französische Außenminister Lau-
rent Fabius, „gute Arbeit“. Ein Schwerpunkt dieser „Arbeit“ 
sind Terroranschläge gegen Raffinerien, Strom- und Wasser-
versorgung und die Jagd auf Andersgläubige. 

Sanktionen verhindern Frieden und Wiederaufbau
Im Frühjahr 2016 haben führende Vertreter der christlichen 
Kirchen Syriens erneut ein Ende der Sanktionen gefordert: „In 
diesen fünf Jahren haben die Sanktionen gegen Syrien dazu 
beigetragen, die syrische Gesellschaft zu zerstören. Sie lie-
fern sie dem Hunger, Epidemien und Elend aus und arbei-
ten somit den Milizen von Integralisten und Terroristen (...) in 

„Wer Waffen exportiert, nimmt Aleppo in Kauf“

Gewalt erzeugt Gegengewalt. Waffen werden eingesetzt, 
um mit Waffen zu siegen. Menschen verletzen und töten 
Menschen. So in Aleppo und Mossul und überhaupt und 
überall, wo der Mythos der Gewalt blüht. Der Ausweg aus 
der Gewalt ist der Weg raus aus der Gewalt. Wer Waffen 
einsetzt oder verkauft oder exportiert oder an „befreun-
dete“ Kämpfer*innen weitergibt, wer Menschen an Waf-
fen ausbildet und in Minderjährigen die Faszination der 
Waffen befeuert, nimmt Tragödien wie in Aleppo billigend 
in Kauf. Die Verantwortlichen für humanitäre Katastro-
phen sitzen dort, wo die Politik des Antihumanen gedacht 
wird, wo Politik mit Waffen, mit Gewalt, mit Krieg geplant 
wird, dort wo Krieg nicht die Ultima Irratio ist, sondern das 
tägliche Denken und Handeln bestimmt. Die Verantwort-
lichen sitzen auch in Deutschland. Die Kriege austrock-
nen, den Gewaltbefürworter*innen das Handwerk legen, 

die Hand. Die Sanktionen vergrößern die Schäden durch den 
Krieg, der bereits zu 250.000 Toten, sechs Millionen intern 
Vertriebenen und vier Millionen Flüchtlingen geführt hat. 
Die Situation in Syrien ist verzweifelt: Es fehlt an Lebensmit-
teln, es herrscht eine allgemeine Arbeitslosigkeit, medizini-
sche Behandlungen sind unmöglich geworden, Trinkwasser 
und Strom sind rationiert. (...) Selbst Nichtregierungsorga-
nisationen, die Hilfsprogramme durchführen möchten, kön-
nen ihren Mitarbeitern in Syrien kein Geld schicken. Firmen, 
Stromwerke, Wasserwerke, und Krankenhäuser sind gezwun-
gen, zu schließen, weil sie keine Ersatzteile und kein Benzin 
bekommen können.“

Wir sind es der syrischen Bevölkerung schuldig, unsere Bür-
ger*innen über die verheerenden Auswirkungen der Sankti-
onen zu informieren. Wir müssen von unseren Politiker*in-
nen die umgehende Aufhebung der Sanktionen verlangen. 
Wie heißt es doch im Appell der syrischen Kirchenvertreter: 
„Das Gerede über die Kriegsflüchtlinge aus Syrien sieht nach 
purer Heuchelei aus, solange man gleichzeitig diejenigen, die 
in Syrien bleiben, weiter aushungert, ihnen die medizinische 
Versorgung, Trinkwasser, Arbeit, Sicherheit und die elemen-
tarsten Rechte verweigert.“

Bernd Duschner, Volkswirt und Versicherungsvertreter, grün-
dete 1999 unter dem Eindruck des Nato-Luftkrieges gegen Ju-
goslawien den Verein Freundschaft mit Valjevo e.V. Er setzt 
sich heute für die Beendigung des Embargos gegen Syrien ein.

Sand in das Getriebe der Militärmaschine streuen, bis sie 
blockiert, bis sie bricht. Unsere Aufgabe: gestern, heute, 
morgen, in Aleppo und für alle Aleppos der Zukunft. Eine 
bloße Anrufung der Mächtigen genügt nicht. Der Ap-
pell an ihr Gewissen verhallt, wo kein Gewissen ist, son-
dern Gewissenlosigkeit und die Pragmatik des alltägli-
chen Machterhalts.

Die Kampagne „MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Sy-
rien“ fordert von den Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages: • keine Verlängerung des Bundeswehrman-
dat für Syrien, • Stärkung des Friedensprozesses unter 
UN-Verantwortung, • Aufstockung der deutschen huma-
nitären Hilfe und gleichzeitiger Ausbau der Instrumente 
der Zivilen Konfliktbearbeitung

Ulrich Wohland, Sprecher der Kampagne „MACHT FRIE-
DEN. Zivile Lösungen für Syrien“, Dezember 2016
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Norbert Richter

pax christi will wachsen und verstärkt ein Ort 
für Menschen sein, die nach Wegen zum Frie-
den jenseits von Gewalt und Militäreinsätzen 
suchen. Die auf der Delegiertenversammlung 
2016 beschlossene Vision ist der Rahmen un-
seres Engagements in den Gruppen, Diözesen 
und in der Sektion sowie in unterschiedlichen 
Politikbereichen. Die Vision formuliert das 
Selbstverständnis der pax christi-Bewegung 
und soll helfen, unser vielfältiges Engagement 
auf den verschiedenen Ebenen zu stützen. Der 
Text ist seit 2014 in der AG 2020 erarbeitet und 
mit den Diözesanvorständen und Kommissio-
nen diskutiert und weiterentwickelt worden.

Der Friede Christi und die aktive Gewaltfrei-
heit sind Grundhaltungen, die unseren Einsatz 
in den unterschiedlichen Politikbereichen lei-
ten. Themen wie Militarisierung, Flucht/Asyl/
Fluchtursachen, Menschenrechte/Völkerrecht, 
Konzepte ziviler Konfliktbearbeitung, Frie-
densbildung, interreligiöser Dialog stehen da-
bei im Mittelpunkt unseres Engagements.

Norbert Richter ist pax christi-Bundesvorsit-
zender und lebt in Essen.

Unsere Vision
„pax christi“ – Der Friede Christi ist die bleibende Hoffnung und Vision 
unserer Bewegung. Aktive Gewaltfreiheit ist der Kern unseres politischen 
Handelns für eine gerechte Welt ohne Gewalt und Waffen.

Unsere Aufgabe
Wir treten ein für Menschenrechte und Völkerrecht und tragen zu einer 
Kultur des Friedens bei. Wir unterstützen und fördern Schritte zur Kon-
fliktprävention und Ziviler Konfliktbearbeitung. Wir tragen die Option von 
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung in die gesellschaft-
liche, politische und innerkirchliche Auseinandersetzung

Unsere Arbeitsweise
•	 Der Dialog mit der Politik und zivilgesellschaftlicher Protest sind für uns 

notwendige, sich ergänzende Aktionsformen.
•	 Gewaltfreie Aktionen, unter Abwägung aller Argumente auch ziviler Un-

gehorsam, sind Teil unseres Handelns.
•	 Wir sind wirksam und glaubwürdig, indem wir unser spirituelles Funda-

ment mit fundierten Analysen und Kenntnissen verbinden.
•	 Wir engagieren uns auch in Bündnissen und bringen unsere Identität ein. 
•	 Unser Engagement wird geprägt von unseren Mitgliedern und der Ko-

operation mit Interessierten vor Ort.

pax christi-Delegiertenversammlung 2016 in Fulda

Aktive Gewaltfreiheit 
Das Selbstverständnis der pax christi-Bewegung 

Foto: Kerstin Meinhardt
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Handelns für eine gerechte 
Welt ohne Gewalt und Waffen.

WIR 
WOLLEN MEHR

FRIEDEN
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Liebe Mitglieder und Freund*innen von pax christi,

im Oktober 2016 wurde die deutsche Sektion mit einem fol-
genreichen Beschluss der Bischofskonferenz konfrontiert. Der 
Verband der Diözesen Deutschlands (VDD) hat pax christi ab 
2018 von der Liste der Zuschussempfänger gestrichen. Begrün-
det wird dies mit Einsparungen, die der VDD vornehmen muss.

Wir haben, unterstützt durch unseren Präsidenten Bischof Al-
germissen, gegenüber der Bischofskonferenz dargelegt, dass 
es angesichts der heutigen Weltlage unverständlich ist, wes-
halb unsere Friedensarbeit gestrichen werden soll. Die Bischöfe 
haben jedoch, zuletzt am 24. Januar 2017 erklärt, den bereits 
beschlossenen Spar-Weg fortzusetzen. Dabei wollen sie „die 
Argumente der eingegangenen, teilweise auch öffentlichen, 
Reaktionen“ mit in Betracht ziehen. Bis heute warten wir dar-
auf, die Gründe zu erfahren, die dazu führten, dass die Bischöfe, 
nach Beratung durch eine Unternehmensberaterin und Kate-
gorisierung in A, B und C, pax christi in C als überdiözesan nicht 
förderungswürdig einstufen. Wir kämpfen um den Verbleib in 
der VDD-Förderung in der bisherigen Höhe. 60.000 Euro hat 
pax christi bisher jährlich erhalten. Das sind 20 Prozent des pax 
christi-Haushaltes. 

Seit Februar sammeln wir online Unterschriften unter einem  
Brief an den Vorsitzenden der Bischofskonferenz Kardinal 
Marx, und mit dieser pax_zeit startet unsere Postkartenak-
tion. Von über 200 gewaltfreien Aktionsmöglichkeiten sprach 
die US-Friedensforscherin Maria Stephan, als sie bei unserer De-
legiertenversammlung im Oktober in Fulda war, aus denen wir 
für unseren Protest schöpfen können. Gemeinsam müssen wir 
uns dagegen wehren, den Stuhl vor die Tür gesetzt zu bekom-
men. pax christi hat über die Jahrzehnte schon etliche Konflikte 
durchgestanden, etwa 1981, als einzelne Bischöfe pax christi als 
von Moskau gesteuert attackierten. Auch dieses Mal sind wir 
hoffnungsvoll. Wir bleiben Kirche.

Solidarische Grüße

Wiltrud Rösch-Metzler
pax christi-Bundesvorsitzende 

Aus dem Redebeitrag des pax christi-Präsidenten Bischof 
Heinz Josef Algermissen am 24. Januar bei der Sitzung des 

Verbandes Deutscher Diözesen (VDD):
„Nach den Erfahrungen und Vorkommnissen der letzten zehn 
Wochen muss ich feststellen: Es war ein schwerer Fehler auf 
Seiten der Arbeitsgruppe „VDD-Haushalt“ (vier Bischöfe, drei 
Generalvikare, ein Finanzdirektor sowie eine Beraterin), nicht 
die Kriterien offen gelegt zu haben. So entstand der Eindruck, 
hier soll eine kritische Stimme in der Kirche zum Schweigen 
gebracht werden.

Die im November letzten Jahres immer wieder gestellten 
Fragen von Seiten der Mitglieder des pax christi-Bundesvor-
standes „Was bedeutet die Streichung des Zuschusses? Was 
hat die Bischofskonferenz mit pax christi vor?“ haben unter-
dessen zu einem tiefen Vertrauensbruch geführt. Es gibt pax 
christi-Mitglieder, die jetzt erstmalig über einen Kirchenaus-
tritt nachdenken.

Damit ist gleichzeitig mein begleitender Weg seit 15 Jahren 
beschädigt. […] Denn – wie gesagt – die Deutung der C-Klas-
sifizierung hat die Aktiven tief getroffen und ist tatsächlich 
für die deutsche Sektion von pax christi existenzbedrohend.

Liebe Mitbrüder, bedenken Sie, dass der Schaden, den die 
Streichung des Zuschusses für pax christi in Kirche und Öf-
fentlichkeit anrichten wird, ungleich größer und nachhalti-
ger sein wird als der Nutzen, 60.000 Euro im VDD-Haushalt 
eingespart zu haben.“

Das ZdK meldete:
ZdK fordert bessere Finanzierung der überdiözesanen  

Aufgaben der Kirche in Deutschland
Der Präsident des Zentralkomitees der deutschen Katholiken 
(ZdK), Prof. Dr. Thomas Sternberg, hat die deutschen Bischöfe 
aufgefordert, für eine ausreichende Finanzierung der über-
diözesanen Aufgaben der Kirche in Deutschland zu sorgen.

„Mit großer Sorge beobachten wir, dass bei stark gestiegenen 
Kirchensteuereinnahmen in den Diözesen, die Finanzmittel 
für die überdiözesanen Aufgaben der Kirche in Deutschland 
weiter reduziert werden“, so Sternberg vor dem ZdK-Haupt-
ausschuss. „Der Rückzug auf die eigenen Aufgaben in den 27 
Bistümern schwächt die katholische Kirche in Deutschland. 
Die Sichtbarkeit unserer Kirche in der Gesellschaft und die 
Wirksamkeit in den politischen Raum werden in wesentli-
chen Teilen von überdiözesan tätigen Initiativen, Verbänden 

Völlig unnötiger Konflikt 
Der VDD will pax christi den Zuschuss streichen
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und Einrichtungen getragen. Es ist wichtig, dass die Bischöfe 
in Deutschland hier gemeinsam solidarisch Verantwortung 
übernehmen.“

Der Verband der Diözesen Deutschlands, über den die deut-
schen Bischöfe ihre gemeinsamen Aufgaben und Projekte fi-
nanzieren, führt gegenwärtig einen Perspektivprozess durch 
mit dem Ziel, die Verteilung der sinkenden Finanzmittel auf 
Bundesebene neu zu gestalten. Die in den Vorjahren bereits 
erfolgten linearen Kürzungen reichen offensichtlich nicht 
aus, um die beschlossenen Einsparziele zu erreichen. Im glei-
chen Zeitraum sind die Kirchensteuern von fünf Mrd. Euro im 
Jahr 2008 auf über sechs Mrd. Euro im Jahr 2015 gestiegen. 
Das entspricht einer Steigerung von 20 Prozent um mehr als 

eine Milliarde Euro. Gleichzeitig werden die Finanzmittel für 
die überdiözesanen Aktivitäten zurückgefahren. Bei Steige-
rung der Kosten bedeutet das die Gefährdung vieler Initiati-
ven auf Bundesebene.

„Ich appelliere an die deutschen Bischöfe, ihre Beschlüsse 
noch einmal zu überdenken, sowohl was die Finanzausstat-
tung des Gesamtetats als auch die einzelnen Kürzungen be-
trifft, und wenn möglich zurückzunehmen oder zumindest 
mittelfristig auszusetzen“, so der ZdK-Präsident.

KOMPAKT

1WELTWEITNeues Ruhr-Wort · Jahrgang 4 · Nr. 3 · 21. Januar 2017

Netzwerk für
Friedensbildung
gegründet

Bonn.Vertreter von
Kirchen, Gewerkschaften,
Hochschulen und weite -
ren Institutionen haben
ein bundesweites „Netz-
werk Friedensbildung“
gegründet. Damit solle
das Thema in Deutsch-
land fachlich und poli-
tisch gestärkt werden,
teilte der Verein für
Friedensarbeit im Raum
der Evangelischen Kirche
in Deutschland (EKD)
jetzt mit. „Das ist bitter
notwendig angesichts der
weltweiten Kriege und
Konflikte und nicht
zuletzt angesichts der
zunehmenden Präsenz
der Bundeswehr im
Bildungswesen“, erklärte
Ilka Hoffmann vom
Geschäftsführenden
Vorstand der Gewerk-
schaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) im
Namen der Gründer.

pax christi droht das Aus
Bischöfe streichen den existenziell notwendigen Zuschuss

D ie Welt scheint an allen Ecken 
und Enden auseinanderzufallen.
Kriege, Terrorismus und soziale

Konflikte zwischen Arm und Reich ma-
chen Friedensarbeit nötiger denn je. Doch
der deutschen Sektion der Internationalen
Katholischen Friedensbewegung „pax
christi“ droht das Aus. Die Bischöfe haben
beschlossen, ab 2018 den bisherigen jähr-
lichen Zuschuss in Höhe von 60000 Euro
aus den Mitteln des Verbands der Diöze-
sen Deutschlands (VDD) zu streichen –
„ohne Ankündigung und Begründung“, so
pax chris ti in einer Stellungnahme.
Es muss den pax-christi-Verantwortli-

chen wie Hohn vorkommen: In einem
Brief an die Bundesvorsitzende, Wiltrud
Rösch-Metzler (Foto oben, li.), schreibt
der Vorsitzende der Deutschen Bischofs-
konferenz, Kardinal Reinhard Marx, pax
christi werde „auch weiterhin als wichtige
Stimme in der kirchlichen Debatte über
den Frieden geschätzt“. Und die Arbeit
für den Frieden heften sich die deutschen
Bischöfe auch regelmäßig dezidiert an die
Fahne. Umso bitterer, dass dem Fachver-
band nun der Boden für seine Existenz
entzogen werden könnte.
„Die Streichung der Mittel gefährdet

die Existenz unserer Organisation“, sagt
Rösch-Metzler gegenüber dem Neuen
Ruhr-Wort. „Wir müssten dann zum Bei-
spiel unsere Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit einschränken, die wir auf
ehrenamtlicher Basis allein nicht bewäl-
tigen können. Dabei ist es gerade in der
jetzigen Zeit wichtig, dass bei pax christi
weiterhin seriöse Informationen und

Einschätzungen zu Friedensfragen ab-
rufbar sind.“ Konkret gefährdet sei die
„einzig verbliebene inhaltliche Stelle der
pax christi-Sektion, nämlich die unserer
hauptamtlichen Generalsekretärin“, so
Rösch-Metzler in der offiziellen Stellung-
nahme der Organisation.
Bereits in den vergangenen rund 17

Jahren sind die Mittel des VDD sukzessi-
ve gekürzt worden – um insgesamt 35
Prozent. „Das Sekretariat mit einer in-
haltlichen Stelle und zwei halben Stellen
für Finanzen und Verwaltung kann nicht
weiter reduziert werden“, bekräftigt
Rösch-Metzler gegenüber dem Neuen
Ruhr-Wort. „Vor der letzten Sparrunde
vor einigen Jahren haben dort noch fünf
Personen gearbeitet.“
„Wir brauchen
institutionelle Förderung“
80 Prozent seiner Mittel bringt pax christi
ohnehin aus Mitgliedsbeiträgen und
Spenden auf, doch die Organisation ist
am Limit. Ein Grund: Immer weniger
Menschen binden sich heute mit einer
Mitgliedschaft an eine Organisation. Und
viele, die es gerne tun würden, können es
sich schlicht nicht mehr leisten.
Die Bischöfe haben pax christi ans Herz

gelegt, sich nach alternativen Finanz-
quellen umzusehen. Auch wenn pax
chris ti die Hoffnung noch nicht ganz auf-
gegeben hat und bewusst vor der VDD-
Vollversammlung am 23. und 24. Januar
an die Öffentlichkeit gegangen ist, sagt
Rösch-Metzler auch: „Uns wurde vom
VDD und der DBK unmissverständlich

gesagt, dass die Streichung vollzogen
wird. Da können wir nicht ruhig abwar-
ten, was wohl passiert. Als Vorstand tra-
gen wir Verantwortung für den Verband.
Wir prüfen derzeit, was möglich ist. Doch
die Suche nach alternativen Finanzquel-
len gestaltet sich sehr schwierig, da wir in-
stitutionelle Förderung benötigen.“
Der Fuldaer Bischof und pax-christi-

Präsident Heinz Josef Algermissen hat
bei Marx gegen die VDD-Entscheidung
protes tiert. pax christi hofft zudem auf
weitere Unterstützer.  Was denkt Rosch-
Metzler mit Blick auf die aktuelle Weltla-
ge über den Vorgang? „Dann denke ich,
eigentlich müsste der VDD-Zuschuss an
pax christi dringend erhöht werden“, sagt
sie. „Und vermutlich gibt es auch viele in
der Kirche, die das unterstützen würden.
Die Krisen und Konflikte in der Welt be-
dürfen einer Analyse und einer Antwort.
Wir suchen nach gewaltfreien Wegen,
wenn wir uns mit Rüstungsexport, Völ-
kerrechts- und Menschenrechtsverlet-
zungen, Auslandseinsätzen der Bundes-
wehr, Atomwaffen, automatisierter
Kriegsführung oder Gewalt in Religionen
auseinandersetzen und daraus Forde-
rungen und Aktionen entwickeln.“ Sie
wünsche sich, dass die Bischöfe die Strei-
chung zurücknehmen, so Rösch-Metzler.
„Dann wünsche ich mir Solidarität. Ich
hoffe, dass Menschen, die die Arbeit von
pax christi schätzen, jetzt Mitglied wer-
den.“ Denn: „pax christi ist Teil einer le-
bendigen Demokratie, in der Friedens-
fragen diskutiert werden.“                          hima

Infowww.paxchristi.de
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VDD will Haushalt
einfrieren
Bonn.Der Verband der
Diözesen Deutschlands
(VDD) will seinen
Haushalt bei 120 Millio-
nen Euro einfrieren.
Ausschlaggebend ist
dabei ein für die Zukunft
erwarteter Rückgang von
Kirchensteuereinnah-
men. In den vergangenen
Jahren lagen diese aller -
dings noch jeweils auf
Rekordniveau. Der VDD
richtete eine Sparkom-
mission aus vier Bischö-
fen, vier Generalvikaren
und einer Unternehmens-
beratung ein. Diese hat
empfohlen, Bereiche als
„wichtig“, „der Prüfung
bedürftig“ oder „unwich-
tig“ zu kategorisieren. Das
Sparziel liegt bei insge-
samt 6,7 Millionen Euro.
Neben pax christi sollen
auch das Frauenmissi-
onswerk, das Exposure-
Programm von Justitia et
Pax und der Wissen-
schaftliche Dienst vom
Streichungsbeschluss
betroffen sein.
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Gestutzte Friedenstauben
Deutsche Sektion von Pax Christi beklagt drohende Mittelstreichungen durch die Diözesen
Pax Christi soll angeblich wegen fi-
nanzieller Engpässe keine Zuschüs-
se aus Kirchensteuern mehr erhal-
ten. Die Pazifisten waren zuletzt
immer wieder mit den deutschen
Bischöfen aneinandergeraten.

Von Aert van Riel

Die deutsche Sektion der internatio-
nalen katholischen Friedensbewe-
gung Pax Christi muss sich wohl da-
rauf einstellen, künftig mit weniger
Geld auszukommen. Am Montag teil-
te sie mit, dass der Verband der Diö-
zesen Deutschlands (VDD) Pax Chris-
ti ab dem Jahr 2018 von der Liste de-
rer streichen will, die Zuschüsse aus
Kirchensteuern erhalten. Der VDD ist
das Organ der Bischofskonferenz, in
dem darüber befunden wird, wie de-
ren Mittel auf Bundesebene verwal-
tet werden. Nach Informationen des
»nd« wurde die Entscheidung bereits
im Sommer vergangenen Jahres ge-
troffen.
Seit 1999 hatte der VDD den Zu-

schuss bereits um 35 Prozent ge-
kürzt. Bei dem Sparplan der Bischöfe
geht es aktuell um 60 000 Euro im
Jahr. Das sind etwa 20 Prozent der
gesamten Mittel, die Pax Christi zur
Verfügung stehen. Ansonsten finan-
ziert sich die Organisation über Spen-
den und Mitgliedsbeiträge. Sie hat et-
wa 5000 Mitglieder.
Nach Angaben der Bundesvorsit-

zenden von Pax Christi, Wiltrud

Rösch-Metzler, ist nun die einzige
verbliebene inhaltliche Stelle der
deutschen Sektion von Pax Christi ge-
fährdet. Betroffen wäre die haupt-
amtliche Generalsekretärin. »20 Pro-
zent scheint zwar nicht viel Geld zu
sein, es ist aber existenziell für unse-
re Arbeit. Wir brauchen eine haupt-
amtliche Generalsekretärin, um un-
sere Arbeit bundesweit koordinieren
zu können«, sagte Rösch-Metzler ge-
genüber »nd«. Deswegen hat sie die
deutschen Bischöfe nun dazu aufge-
rufen, die Streichung der Fördermit-
tel zurückzunehmen. Dies sei bereits
Anfang der kommenden Woche mög-
lich, wenn die Ortsbischöfe im Stän-
digen Rat in Würzburg zusammen-
kommen. Rösch-Metzler hofft auf ein
Umdenken der Beteiligten. Ob es da-
für Anzeichen gebe, könne sie aller-
dings nicht beurteilen.
Als Grund für die Mittelkürzung

wurde Pax Christi mitgeteilt, dass
Geld gespart werden müsse. Die Bi-
schöfe hätten erklärt, dass sie mit-
telfristig mit weniger Einnahmen aus
der Kirchensteuer rechneten. Rösch-
Metzler findet diese Darstellung nicht
überzeugend. Sie sprach von einem
»willkürlichen Beschluss«. Denn die
Einnahmen der Kirchen in Deutsch-
land sind in den vergangenen Jahren
ständig gestiegen. Trotz sinkender
Mitgliederzahlen haben die Katholi-
ken allein im Jahr 2015 rund 6,09
Milliarden Euro eingenommen. Sie
profitieren vor allem von steigenden

Löhnen und den damit zusammen-
hängenden höheren Steuereinnah-
men. »Angesichts der geringen Mit-
tel, die wir erhalten, finde ich das
Vorhaben absolut unverständlich,
dass wir unter diese Streichung fal-
len sollen«, kritisierte die deutsche
Chefin von Pax Christi. Sie verwies
zudem darauf, dass »unser Engage-
ment für Gewaltfreiheit paradoxer-
weise aktuell große Anerkennung
durch Papst Franziskus findet«.
Womöglich sind die finanziellen

Gründe nur vorgeschoben. Denn in

den vergangenen Jahren war es im-
mer wieder zu Konflikten zwischen
Pax Christi und der Deutschen Bi-
schofskonferenz gekommen. So hat-
ten sich die Bischöfe etwa im Sep-
tember 2014 für eine militärische Be-
kämpfung der Terrororganisation Is-
lamischer Staat in Irak und Syrien
ausgesprochen. Ein solches Vorge-
hen sei »unausweichlich«. Von Pax
Christi hieß es hingegen, dass die
Teilnahme an einem weiteren Krieg
in der Region die »Fortsetzung der

katastrophalen Politik bedeutet, die
vor allem die USA vor zwölf Jahren
mit dem Irakkrieg begonnen haben«.
Stattdessen sprach sich die deutsche
Sektion unter anderem für humani-
täre Korridore und eine erheblich
verstärkte Bereitschaft zur Aufnahme
von Geflohenen aus.
Heftige Kritik hatte Pax Christi

auch an der Haltung der Bischöfe zum
geplanten transatlantischen Freihan-
delsabkommen TTIP geübt, das nun
vorerst auf Eis gelegt worden ist. Der
Sprecher der Pax-Christi-Kommission
Globalisierung und soziale Gerech-
tigkeit, Stefan Leibold, warf den
Geistlichen im November 2015 vor,
»Schützenhilfe für TTIP« zu leisten.
Denn die Kommission der Deutschen
Bischofskonferenz für gesellschaftli-
che und soziale Fragen beziehungs-
weise der konsultierte Expertenkreis
war in einer Stellungnahme zu TTIP
auf viele Argumente der Kritiker nicht
eingegangen. Stattdessen wurde den
Freihandelskritikern zum Ärger von
Pax-Christi-Aktivisten ein »Unbeha-
gen« und »unterschwellige Kritik an
den USA« als Motive unterstellt. Op-
timistisch hieß es zudem in dem Pa-
pier, dass das Abkommen zu einer
»Bändigung der kapitalistischen
Marktprozesse« beitragen solle. Die
Kritiker hatten durch TTIP vielmehr
einen Abbau der Rechte von Arbei-
tern und Angestellten sowie von So-
zial- und Umweltstandards erwartet.

Kommentar Seite 4

Als Grund für die
Kürzungen wurde
Pax Christi lediglich
mitgeteilt, dass Geld
gespart werden müsse.

Berlin – Es ist ein Rücktritt, nach dem die
angeschlagene rot-rot-grüne Berliner Se-
natskoalition erst einmal überleben wird.
Fünf Wochen nach seiner Ernennung ist
der parteilose Berliner Baustaatssekretär
Andrej Holm am Montagvormittag von sei-
nem Amt zurückgetreten. Zuvor hatte am
Wochenende der Regierende Bürgermeis-
ter Michael Müller (SPD) Holms Entlas-
sung durch die Bausenatorin Katrin Lomp-
scher (Linkspartei) wegen dessen Umgang
mit seiner Stasi-Vergangenheit gefordert.
Die Berliner Linken zögerten jedoch, die-
ser Aufforderung zu folgen.

Wie es aus Kreisen der Linken hieß, hät-
ten die Regierungsmitglieder der Partei in
dieser Woche auch ein Ende der Zusam-
menarbeit in der Koalition in Kauf genom-
men. Darüber wollten sie an diesem Mon-
tag weiter beraten, die Lage sei als sehr
ernst empfunden worden. Unterdessen
war ihnen von Holm aber die Bereitschaft
zum Rücktritt signalisiert worden.

Die Linke teilte nach dem Rückzug
Holms mit, dass damit „die koalitionsinter-
nen Probleme nicht vom Tisch sind“. Die
Koalitionspartner müssten beraten, „ob
und wenn ja wie wir zu einer Arbeitsweise
kommen, die auf den Prinzipien von Au-
genhöhe und Gleichberechtigung beruht“,
forderten die Spitzen der Landespartei
und der Fraktion im Abgeordnetenhaus.

Die zuständige Senatorin Lompscher be-
tonte am Montag, sie bedauere Holms Ent-
scheidung. „Für mich ist diese Entschei-
dung bitter und dennoch nachvollziehbar,
da der notwendige politische Rückhalt in
der Koalition für ihn nicht stark genug
war“, sagte Lompscher. Sie selbst habe kei-
ne Gründe für eine Entlassung gesehen.

Der 46-jährige Holm war im Dezember
auf Vorschlag der Linken von Regierungs-
chef Müller zum Baustaatssekretär er-
nannt worden. In der SPD und bei den Grü-
nen hatte es aber von Beginn an Vorbehalte
gegeben. Dem Vernehmen nach hatte Mül-
ler frühzeitig von der Ernennung abgera-
ten, Holm aber dennoch ins Amt einge-
führt, weil das Vorschlagsrecht für den Pos-
ten bei der Linkspartei lag. Unmittelbar da-
nach entbrannte eine emotional geführte

Debatte, ob jemand mit seiner Vergangen-
heit Mitglied einer Regierung werden dür-
fe. Holm hatte als junger Erwachsener eine
Laufbahn als hauptamtlicher Stasi-Offi-
zier begonnen. Sie endete mit dem Zusam-
menbruch der DDR.

Ihm wurde zuletzt vor allem angelastet,
dass er später falsche Angaben über seine
Tätigkeit bei der Stasi gegenüber seinem
Arbeitgeber, der Humboldt-Universität, ge-
macht hatte. Eigentlich hatten die Partner
verabredet, vor einer Entscheidung über
die Zukunft Holms eine Stellungnahme
der Humboldt-Universität abzuwarten.
Die prüft personalrechtliche Schritte ge-
gen ihren bisherigen Angestellten, weil er
2005 in einem Fragebogen eine hauptamt-
liche Stasi-Mitarbeit verneint hatte. Das Er-
gebnis ist für Mittwoch angekündigt.

In seiner Rücktrittserklärung erhebt
Holm schwere Vorwürfe gegen die SPD
und erklärt, dass die Krise der rot-rot-grü-
nen Regierung nicht allein mit seiner Per-
sonalie zu tun habe. Er verweist auf weite-
re Konflikte der noch jungen Koalition in
den Wochen seit ihrem Start im Dezember,
etwa den Streit um die Videoüberwachung
und die Sicherheitspolitik. Diese Konflikte
zeigten, so Holm, dass die Koalition in der
Krise sei. „Ich werde der zerstrittenen SPD
nicht den Gefallen tun, sie auf meinem Rü-
cken zerplatzen zu lassen“, hieß es in sei-
ner Erklärung.

Bei den Koalitionspartnern SPD und
Grüne wurde der Rücktritt mit Erleichte-
rung, Holms Erklärung jedoch mit Irritati-
on aufgenommen. Die Grünen hätten sich
um einen differenzierten und solidari-

schen Umgang bemüht, so die Spitze der
Grünen-Fraktion: „Umso mehr bedauern
wir die Verbitterung, die in Andrej Holms
Erklärung zum Ausdruck kommt.“

Die Opposition im Abgeordnetenhaus
nannte Holms Rückzug überfällig. Opposi-
tionsführer Florian Graf von der CDU
sprach von einer selbstgerechten Rück-
trittserklärung. Sie verdeutliche, „dass
Holm die zwingenden Gründe des längst
überfälligen Rückzuges noch immer nicht
verstanden hat“, sagte Graf. Ähnlich werte-
ten FDP und AfD den Vorgang. Der FDP-
Fraktionschef Sebastian Czaja sagte, der
Regierende Bürgermeister Michael Müller
habe sich „mit der Abarbeitung dieser Per-
sonalie fast schon lächerlich und zum Ge-
spött der ganzen Stadt gemacht“.
jens schneider � Seite 4

Brüssel – Diesmal ist alles offen, es kann
alles anders kommen, auch in letzter Minu-
te noch. Aber mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit werden die 751 Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments sich an
diesem Dienstag auf Antonio Tajani als
neuen Präsidenten des Hauses und Nach-
folger von Martin Schulz verständigen.
Schließlich hat der Italiener in den 217 Par-
lamentariern der Europäischen Volkspar-
tei die stärkste Gruppe im Rücken. Aber
das reicht eben noch nicht zur Mehrheit,
weshalb er in der vergangenen Woche auf
Stimmenfang gehen musste.

Bei der Fraktion der Grünen gibt sich
der Italiener zahm und freundlich. Gleich
zu Beginn wedelt er mit einem Zettel, der
beweisen soll, dass er nach seinem Aus-
scheiden als EU-Industriekommissar 2014
auf ein Abgangsgeld in Höhe von 500 000
Euro verzichtete. Angesichts der Krise in
Europa wäre das nicht angemessen gewe-
sen, sagt er. Dann beteuert er in immer neu-
en Worten, dass er das Amt ganz anders
verstehe als Schulz, der sich zum Impresa-
rio der informellen großen Koalition aus
Christ- und Sozialdemokraten aufge-
schwungen hatte. Tajani hingegen ver-
spricht, „vollkommen neutral“ zu sein, alle
Abgeordneten gleichermaßen „zu achten
und zu respektieren“.

Die Grünen lauschen ihm mit freundli-
cher Distanz. Zu wirklich kritischen Fra-
gen kann sich keiner aus ihren Reihen auf-
raffen. Dabei gäbe es dafür genügend An-
lass. Tajani ist seit 1994 in Brüssel. Er ist
nicht nur Gründungsmitglied von Silvio
Berlusconis Forza Italia, sondern auch ein
enger Vertrauter des Mailänder Populisten
und ehemaligen italienischen Premiers. Ta-
jani war so etwas wie Berlusconis Statthal-
ter in der EU-Kapitale. Er weiß, dass viele
in Brüssel ihn allein deshalb für nicht wähl-
bar halten, schon gar nicht bei den Grünen.

Außerdem gibt es einen weiteren Ma-
kel, den Tajani einfach nicht loswird. In sei-
ner Zeit als EU-Industriekommissar habe
er nicht strikt genug eingegriffen, als VW
und andere Dieselmotoren manipulierten,
um Abgasgrenzwerte einzuhalten, lautet
der Vorwurf. Er selbst beteuert, weder er
noch sein Kabinett seien damals über Ma-
nipulationen informiert gewesen. Doch
E-Mails, die der SZ vorliegen, zeigen zu-
mindest, wie seine damalige Generaldirek-
tion darauf drang, die Kriterien für Abgas-
tests so weich wie möglich zu halten.

In der Zusammenfassung eines Tref-
fens mit Vertretern der EU-Mitgliedsstaa-
ten vom 18. April 2012 heißt es vonseiten
der Generaldirektion Unternehmen und In-
dustrie: „Die europäische Autoindustrie be-
findet sich zurzeit in einer der schwersten
Wirtschaftskrisen ihrer Geschichte.“ Es sei
folglich „politisch nicht opportun, RDE-
Maßnahmen in der Zulassungsgesetzge-
bung jetzt oder den kommenden Jahren
einzuführen“. RDE ist die Abkürzung für
„Real Driving Emissions“, also Abgastests
unter realen Fahrbedingungen, sprich auf
der Straße und nicht im Labor. Genau das
will die EU-Kommission nun als Konse-
quenz des VW-Skandals umsetzen. Doch
bereits in der Amtszeit Tajanis wurde dies
vonseiten der Brüsseler Behörde und den
Mitgliedsstaaten offenbar verhindert.

Auch der liberale Belgier Guy Verhof-
stadt kandidiert, aber Tajanis Hauptgeg-
ner ist ein Landsmann: Gianni Pittella von
den Sozialdemokraten. Als Fraktionschef
stand der Italiener jahrelang im Schatten
von Parlamentspräsident Schulz, dem
wichtigsten Ansprechpartner von Kommis-
sionspräsident Jean-Claude Juncker nicht
nur im Parlament, sondern womöglich
überhaupt in Brüssel. Schulz war die zen-
trale Figur einer informellen großen Koali-
tion, von der sich Pittella nun nach Kräften
distanziert. Sein „Freund“ Schulz sei der
Präsident einer Koalition gewesen, wirbt
Pittella bei den Grünen, er aber wolle Präsi-
dent des ganzen Parlamentes sein.

189 Abgeordnete stellen die Sozialdemo-
kraten. Wenn Pittella eine Chance haben
will, braucht er in jedem Fall die Stimmen
der Linken (52) und der Grünen (51). Wenn
noch genügend Liberale hinzukämen,
könnte es im vierten Wahlgang reichen,
wenn die einfache Mehrheit genügt. Die
große Koalition mit den Christdemokraten
komme nicht wieder, verspricht Pittella
deshalb.

Sorgen, um die Stabilität in Brüssel sei
es nach der Präsidentenwahl so oder so ge-
schehen, sind aber wohl übertrieben. In
vertraulichen Gesprächen mit führenden
Christdemokraten hat Pittella klarge-
macht, dass er zwar keine Koalition mehr
wolle, sehr wohl aber auch künftig auf Ko-
operation setze. Im vierten Wahlgang
bräuchte Tajani übrigens nur genau so vie-
le Stimmen wie Pittella. „Bei Stimmen-
gleichheit gilt der Kandidat mit dem höhe-
ren Lebensalter als gewählt“, steht in der
Geschäftsordnung. Tajani ist 63, Pittella
erst 58.  dbr, kit, am

von thomas kirchner

Brüssel– Geert Wilders wird nach der nie-
derländischen Parlamentswahl im März
vermutlich weder Premierminister noch
Mitglied einer Koalitionsregierung wer-
den. Der amtierende Premier Mark Rutte
von der rechtsliberalen VVD schloss am
Wochenende eine Zusammenarbeit mit
Wilders’ in Umfragen weit vorne liegender
Freiheitspartei (PVV) definitiv aus. Die
Wahrscheinlichkeit eines solchen Szena-
rios liege nicht bei 0,1 Prozent, sondern bei
null, sagte Rutte im Fernsehen. Sozialde-
mokraten, Christdemokraten, Sozialisten,
Linksliberale und Grüne hatten sich schon
vor Längerem gegen eine Kooperation mit
den Nationalisten ausgesprochen.

Damit legen die maßgeblichen Parteien
implizit eine Art Cordon Sanitaire um die
PVV. Die Lage ähnelt der Belgiens in den
Neunzigerjahren, als die etablierten Partei-
en verabredeten, sich auf keinen Fall mit
dem damals erstarkenden rechtsextremen
Vlaams Blok zusammenzuspannen. Im-
mer deutlicher schälen sich in den Nieder-
landen zwei große Blöcke heraus: Nationa-
listen gegen alle anderen – eine Konstellati-
on, die sich auch in Frankreich und ande-
ren Ländern abzeichnet.

Führende Parteikollegen Ruttes hatten
die Tür für Wilders bisher einen Spalt breit
offen gelassen. Es gehe in einer Demokra-
tie nicht an, bestimmte Kräfte von vornher-
ein auszuschließen, argumentierte Ge-

sundheitsministerin Edith Schippers. Rut-
te selbst hatte als Bedingung stets ge-
nannt, dass sich Wilders von seinem um-
strittenen Auftritt im Jahr 2014 („Wollt ihr
mehr oder weniger Marokkaner?“) distan-
ziere. Das hat dieser nie getan; er hat viel-
mehr seine fremdenfeindlichen Aussagen

verschärft. Der Ministerpräsident führte
nun aber noch andere Gründe gegen
Wilders an: Zum einen die missglückte Re-
gierungszusammenarbeit mit dem Islam-
Kritiker, als dieser Ruttes Minderheitskabi-
nett nach zwei Jahren 2012 die „Duldung“
aufgekündigt hatte. Außerdem sei die PVV

in wirtschaftlichen und sozialen Fragen
„linker als die Sozialisten“.

Damit zeichnet sich für die Zeit nach
dem 15. März eine schwierige Koalitionsbil-
dung ab, bei der die VVD viele kleinere Par-
teien für ein Bündnis gewinnen muss, das
sich einer starken rechten Opposition ge-
genübersieht. Laut dem Peilingwijzer, der
die Umfragen von fünf Instituten zusam-
menfasst, kommt die PVV derzeit auf mehr
als 21 Prozent der Stimmen (etwa doppelt
so viel wie 2012), die VVD auf knapp 16. Die
anderen erreichen nicht einmal zehn Pro-
zent. Besonders markant ist der Absturz
der derzeit mitregierenden Sozialdemokra-
ten. Von ihren 40 Parlamentssitzen wer-
den nach jetzigem Stand etwa zwölf übrig
bleiben. An ihrer desolaten Lage scheint
auch ein Führungswechsel – der etwas wei-
ter links stehende Vizepremier Lodewijk
Asscher ersetzte den glücklosen Diederik
Samsom – nichts zu ändern.

Dass Wilders nun quasi offiziell als iso-
liert und „verfemt“ gilt, wird ihm wohl wei-
tere Wählergruppen zuführen, die auf die-
se Weise ihren Protest ausdrücken kön-
nen, ohne das Risiko einer Regierungsbe-
teiligung in Kauf nehmen zu müssen. Aus
einer solchen Position der Stärke heraus
wird Wilders den Kurs der niederländi-
schen Politik zumindest indirekt mitbe-
stimmen können. Sein Wahlprogramm hat-
te der Populist schon kurz nach der Som-
merpause veröffentlicht, auf einem einzi-
gen Din-A4-Papier. Diese PR-Aktion sorg-
te wochenlang für Gesprächsstoff.

Wichtigster Punkt ist die „De-Islamisie-
rung“ des Landes: alle Moscheen schlie-
ßen, Grenzen dichtmachen, keine Musli-
me mehr ins Land lassen, den Koran sowie
das Kopftuch in öffentlichen Ämtern ver-
bieten. Daneben fordert Wilders, aus der
EU auszusteigen, Mieten und Einkommen-
steuer zu senken und die Rente mit 65 wie-
dereinzuführen. Zusätzlichen Ausgaben
für Sicherheit und Verteidigung stünden al-
lein sieben Milliarden Euro gegenüber, die
sich aus der „De-Islamisierung“ ergäben.
In Wirtschaftskreisen wird laut Medienbe-
richten überlegt, ob man sich mit einem
Teil der Agenda nicht doch anfreunden
könnte, um Wilders in das traditionelle nie-
derländische Konsensprinzip einzubetten.
Auf keinen Fall akzeptabel wären dem-
nach ein Nexit, ein Austritt aus der EU, so-
wie die offene Diskriminierung von Ein-
wanderern und Minderheiten.

Wilders profitiert in hohem Maße von
der verbreiteten Unzufriedenheit mit der
etablierten Politik, die er selber kräftig
schürt. Zumindest die wirtschaftliche Lage
bietet für Ärger eigentlich keinen Anlass.
Unter Rutte hat sich das Land aus der Krise
herausgearbeitet. Nach jüngsten Schätzun-
gen wird das Bruttoinlandsprodukt im lau-
fenden Jahr um 2,1 Prozent wachsen; der
Schuldenstand ist niedriger als der deut-
sche, die Stimmung der Verbraucher hat
sich stark verbessert.

Allerdings leiden viele Niederländer
noch unter den radikalen Kürzungen der
vergangenen Jahre, vor allem im Sozial-
und Gesundheitsbereich. Hier kann
Wilders mit seinem relativ linken Pro-
gramm punkten. Zusätzlich hilft ihm der
Auftrieb nach seiner Verurteilung im De-
zember. Ein Gericht hatte ihn wegen des
Anti-Marokkaner-Auftritts von 2014 der
Anstiftung zur Diskriminierung schuldig
gesprochen. � Seite 4

München – Der Zweite Weltkrieg tobte
noch in aller Grausamkeit, da rief die fran-
zösische Lehrerin Marthe-Marie Dortel-
Claudot zu einem „Kreuzzug der Versöh-
nung zwischen Deutschland und Frank-
reich“ auf. Die mutige Aktion gilt als Ge-
burtsstunde der internationalen katholi-
schen Friedensbewegung „Pax Christi“,
die sich erst der Aussöhnung der Welt-
kriegsgegner widmete und dann dem Frie-
den allgemein. Lang ist’s her. Jetzt plant
der Verband der Diözesen Deutschlands
(VDD), dem deutschen Zweig von Pax Chris-
ti vom Jahr 2018 an den Zuschuss komplett
zu streichen.

Es geht um 60 000 Euro im Jahr. Für die
katholischen Bistümer, die über den VDD
ihre Gemeinschaftsprojekte finanzieren,
ist das nicht viel Geld – allein an Kirchen-
steuern nehmen sie gerade mehr als sechs
Milliarden Euro ein. Für Pax Christi, das
seine Arbeit überwiegend aus Spenden
und Beiträgen finanziert, würden jedoch
20 Prozent der Einnahmen wegfallen; „für
uns stellt das die Existenz von Pax Christi
auf Bundesebene infrage“, sagt die Bundes-
vorsitzende Wiltrud Rösch-Metzler, die
sich „schockiert“ zeigt: „Ausgerechnet
jetzt, wo die vielen Kriege und Konflikte
die Menschen beunruhigen, scheint unse-
re Friedensarbeit von der Bischofskonfe-
renz nicht mehr gewollt zu sein.“

Dabei gibt es offiziell keinen inhaltli-
chen Grund dafür, dass die Bischöfe Pax
Christi nicht mehr mitfinanzieren wollen.
Der VDD will sich schon jetzt auf die Zeit
vorbereiten, in der die Kirchensteuer nicht
mehr so üppig fließt, und seinen Haushalt
nicht über ein Volumen von 120 Millionen
Euro hinaus ausweiten. Eine Sparkommis-
sion aus vier Bischöfen, vier Generalvika-
ren und einer Unternehmensberatung hat
die Arbeitsbereiche und Finanzierungen
des VDD eingeteilt: in wichtig, der Prüfung
bedürftig und unwichtig. Pax Christi lande-
te in der Kategorie C – kann wegfallen, wie
auch das Frauenmissionswerk oder der
wissenschaftliche Dienst.

In einem Schreiben an Rösch-Metzler
betont Reinhard Marx, der Münchner Kar-
dinal und Vorsitzende der Deutschen Bi-

schofskonferenz, „Pax Christi werde auch
weiterhin als wichtige Stimme in der kirch-
lichen Debatte über den Frieden ge-
schätzt“. Gleichwohl wolle er „keine Hoff-
nung auf eine Änderung der von den deut-
schen Bischöfen getroffenen Entschei-
dung machen“; die Bemühungen der ka-
tholischen Friedensfreunde sollten sich
„darauf konzentrieren, alternative Einnah-
mequellen zu erschließen“.

Tatsächlich hat sich in der jüngsten Zeit
kein Bischof kritisch über Pax Christ geäu-
ßert – das war in den Achtzigerjahren noch
anders, als der Verein sich der Friedensbe-
wegung anschloss und jungen Männern
die Kriegsdienstverweigerung nahelegte.
Es hat eher schleichend das Interesse an
Pax Christi nachgelassen, weil es so kompli-
ziert geworden ist mit dem Frieden: Die
Konflikte in Syrien und dem Nahen Osten
erscheinen als unlösbar, der Terror stärkt
den Pazifismus nicht. Noch 5000 Mitglie-
der hat die deutsche Pax-Christi-Sektion,
in den 80ern waren es 20 000. Einen ähnli-
chen Prozess vermutet auch Rösch-Metz-
ler bei den Bischöfen: „Das Thema Frieden
hat bei vielen nicht den Stellenwert, den es
angesichts der Weltlage haben sollte.“

Bei Pax Christi hofft man nun darauf,
dass das Nein des Bischofskonferenzvorsit-
zenden Kardinal Marx doch nicht so ab-
schließend ist, wie es klingt. Schließlich
zweifeln auch einige Bischöfe, ob es wirk-
lich so klug ist, der traditionsreichen Bewe-
gung einfach so den Zuschuss komplett
zu streichen; der Fuldaer Bischof und
Pax-Christi-Präsident Heinz Josef Alger-
missen hat bei Marx gegen den Schritt pro-
testiert. Am kommenden Montag und
Dienstag treffen sich die Bischöfe zur nicht
öffentlichen Sitzung im Kloster Himmels-
pforten in Würzburg. Auf der Tagesord-
nung dürfte stehen, was die Pax-Christi-
Vorsitzende Rösch-Metzler sich wünscht:
der Frieden.  matthias drobinski

Aus der Erklärung von Andrej Holm:
„Als ich dieses Amt vor fünf Wochen an-
trat, wollte ich ein bitter nötiges Reform-
programm für die BerlinerWohnungspoli-
tik durchsetzen. Denn eines ist klar: Diese
Stadt braucht eine Politik für dieMieterin-
nen und Mieter. Es muss Schluss sein mit
einer Politik, die weiter die Profitinteres-
sen der Immobilienbranche an erste Stelle
setzt. (. . .) Die Polemik derer, die mich als
Staatssekretär verhindern wollten, zeigt,
dass es bei der Entlassungsforderung
nicht nur um meine Zeit bei der Stasi und
um falsche Kreuze in Fragebögen ging,
sondern vor allem um die Angst vor einer
Wende im Bereich der Stadt- und Woh-
nungspolitik. (. . .) Entgegen der Darstel-
lung vielerMedien habe ichmich nicht nur
in den letzten Wochen bemüht, offen und
selbstkritisch mit meiner Biografie umzu-
gehen. Das war schmerzhaft für viele Op-
fer der DDR-Diktatur und das war auch
schmerzhaft fürmich. Die letztenWochen
hinterlassen bei mir den Eindruck, dass es
auch immedialen Raumnur eine begrenz-
te Bereitschaft für die Wahrnehmung von
Zwischentönen in DDR-Biografien gibt.“

Zwei Italiener
kämpfen in Brüssel

Das EU-Parlament wählt den Nachfolger von Präsident Schulz

Rechts einsam
In den Niederlanden steht der Europa- und Islamkritiker Wilders vor der Wahl
im März allein da. Auch die Partei von Premier Rutte schließt eine Koalition aus
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Katholische Friedensbewegung Pax Christi bangt um Zuschüsse

„Schmerzhaft“
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Antonio Tajani, 63, von der Europäischen
Volkspartei (oben), und Gianni Pittella,
58, von den Sozialdemokraten.  FOTO: DPA

Sitzverteilung im künftigen niederländischen Parlament
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Geert Wilders führt mit seiner Freiheitspartei PVV in den Umfragen, weil viele Niederländer unzufrieden sind mit den
etablierten Parteien. Dabei geht es wirtschaftlich mit dem Land wieder aufwärts. FOTO: ROBIN VAN LONKHUIJSEN/PICTURE ALLIANCE

In Schieflage: Die rot-rot-grüne Koalition in Berlin hatte keinen besonders guten Start.
Im Bild das Rote Rathaus und der Fernsehturm.    FOTO: PAUL ZINKEN/DPA

Schulz war zentrale Figur einer
informellen großen Koalition,
Pittella distanziert sich nun davon

Sein Wahlprogramm hat
der Populist auf einem einzigen
Din-A4-Blatt veröffentlicht

In den 80ern hatte die deutsche
Pax-Christi-Sektion 20000
Mitglieder, jetzt sind es noch 5000

Durchatmen in Berlin
Nach dem Rücktritt von Staatssekretär Holm wird die Koalition weiter bestehen. Doch beendet ist die Krise nicht
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Man könnte die Forderung
des thüringischen AfD-
Vorsitzenden Björn

Höcke nach einer 180-Grad-
Wende in der deutschen Erinne-
rungskultur auf sich beruhen
lassen. Sogar in seiner eigenen
Partei trifft er damit nicht auf
einhellige Zustimmung – unab-
hängig davon, ob dieser Wider-
spruch nun tatsächlich in der
Sache begründet oder taktischer
Natur ist. Höcke ist ein politi-
scher Provokateur – und insofern
muss man sich bei ihm nicht
länger als notwendig aufhalten.

Und trotzdem: Seine Frontal-
kritik am Berliner Holocaust-
denkmal trifft einen elementaren
Punkt im deutschen Selbstver-
ständnis. Im Herzen der Haupt-
stadt, wenige Meter vom Bran-
denburger Tor entfernt steht
dieses Denkmal – das ist durch-
aus keine Selbstverständlichkeit.
Betonblöcke, dicht beieinander,
man kann sie als Grabsteine 
oder auch als Steinsärge deuten,
symbolisieren einen schier gren -
zenlosen Friedhof. Jeder un-
scheinbarere oder abgelegenere
Ort eines solchen Denkmals am
Rande Berlins wäre dagegen eine
erneute Versündigung an den
Opfern der Shoah gewesen.

Kritiker der deutschen Erinne-
rungskultur möchten einen

Schlussstrich ziehen, wo es
keinen Schlussstrich zu ziehen
gibt. Sie sehen in der praktizier-
ten Erinnerungskultur etwas, das
erniedrigt und kleinmacht, was
„gesunden“ Patriotismus verun-
möglicht. Dabei ist das Gegenteil
der Fall: Das offene Bekenntnis
zur eigenen Schuld macht Selbst-
bewusstsein nach den monströ-
sen Verbrechen der Vergangenheit
erst wieder möglich.

Im Grunde haben wir es hier
mit etwas Ähnlichem zu tun 
wie bei Buße und Beichte: Das
Bekenntnis zur begangenen
Schuld macht Lossprechung und
damit individuellen und kollek -
tiven Neuanfang möglich. Der -
jenige, der seine Schuld bekennt,
wird nicht im Bewusstsein,
schuldig geworden zu sein,
gefangen gehalten, sondern er
erfährt Vergebung, Befreiung. 

Ob die betreffenden Personen
es annehmen und verstehen oder
nicht: Gerade das ungeschminkte
Bekenntnis zur im Holocaust 
auf sich geladenen Schuld hat
Deutschland weltweit viele
Sympathien eingebracht. Sein
Umgang mit der eigenen men-
schenverachtenden Vergangen-
heit wurde für andere Länder
geradezu zum Vorbild für den
Umgang mit den jeweils eigenen
dunklen Seiten. Klaus Nientiedt

Ein verheerendes Zeichen
an die kirchlich getragene
Friedensarbeit und die

Öffentlichkeit“, nennt es der
Diözesanrat in seinem Brief an
den Freiburger Erzbischof. Und
Pax Christi selbst bittet Stephan
Burger, seinen Einfluss geltend
zu machen, „dass die für das
Jahr 2018 geplante Streichung
des finanziellen Zuschusses des
Verbands der Deutschen Diöze-
sen (VDD) an Pax Christi zu-
rückgenommen wird“. 

Ab 2018 will der VDD die
Friedensbewegung Pax Christi
von der Liste derer streichen,
die Zuschüsse aus Kirchensteu-
ern erhalten. Für die deutsche
Pax-Christi-Sektion geht es beim
Sparplan der Bischöfe konkret

Über den Priestermangel und seine
Folgen schrieb die „FAZ“: 

„Der Priestermangel in Deutsch-
land wird sich in den kommen-
den Jahren noch beschleunigen –
und das so sehr, dass nach kon-
servativen Schätzungen schon
bald nicht einmal mehr die nach
Kirchenrecht an das Priesteramt
gebundenen Leitungspositionen
in der Seelsorge und in der Ver-
waltung noch halbwegs qualifi-
ziert besetzt werden können. Die
Priester aus Indien, Polen und
Afrika (…) kommen für solche
Aufgaben kaum in Betracht. Kir-
che (…) schafft sich ab.“

Zur Gedenkstunde des Bundesta-
ges an die Opfer Nazideutschlands
meinte die „Süddeutsche Zeitung“:

„Es gibt in Deutschland wieder
Menschen, die behaupten, es sei
falsch, ja ,schändlich‘, der Opfer
des Nationalsozialismus zu ge-
denken. Und es gibt Parteien, 
die derlei menschenverachtendes
Geschwätz in ihren eigenen Rei-
hen tolerieren. Wer (…) im Bun-
destag das Erinnern an die Op-
fer der Euthanasiepolitik Nazi-
deutschlands erlebt hat, kann
diesen aggressiven Vergessern
und Ignoranten niemals seine
Stimme geben.“

Zum Berliner Staatssekretär Andrej
Holm schrieb „Christ und Welt“:

„Holm wurde in eine Gesell-
schaft hineingeboren, in der El-
tern, Schule und Vorgesetzte ihm
vorlebten, wie er sich zu verhal-
ten hat. Die Kollektiverfahrung
relativiert nicht die individuelle
Schuld des Einzelnen, stellt jedoch
die Lebensläufe einer ganzen Ge-
neration unter Verdacht (…) Die
Deutschen denken oft nur das
Schlechteste von Politikern und
wünschen sich gleichzeitig den
chemisch gereinigten Volksvertre-
ter, zu dessen strahlender Rein-
heit sie aufschauen können.“

Politisches Signal
um 60 000 Euro im Jahr – ein
erheblicher Betrag vor dem
Hintergrund, dass die Friedens-
bewegung angibt, rund 80
Prozent der Mittel für ihre
bundesweite Arbeit aus Mit-
gliedsbeiträgen und Spenden
aufzubringen.

Nicht zufällig wird dieser Tage
betont, wie wichtig das grenz -
überschreitende europäische
und weltweite Engagement der
Kirchen ist (siehe auch Inter-
view Seiten 3/4). Dem sollten
die Verantwortlichen entspre-
chen, wenn es um die ideelle
und finanzielle Unterstützung
von Institutionen und Projekten
geht. Geld gezielt einzusetzen
ist nämlich durchaus ein politi-
sches Signal. Brigitte Böttner

KBL06#0002_0002KBL00.qxd  30.01.17  15:37  Seite 2

Die oben abgebildeten Artikel sind auf  
der Webseite von pax christi, > pax christi > 
Presseecho zu finden.

http://www.paxchristi.de/artikel/view/5867820692799488/Presseecho


14 | pax_zeit | 1_2017 | Reise

Interview mit Andrij Waskowycz, 
dem Präsidenten der Caritas Ukraine

Wie präsent ist eigentlich der kriegerische Konflikt in der Ost
ukraine, beispielsweise hier in Kyiv oder in der Westukraine?

Hier in Kyiv kannst du stundenlang durch die Stadt gehen und 
fühlst dich wie in einer normalen europäischen Großstadt. Im 
Alltag hier denkt man kaum daran, was im Osten geschieht. 
Aber der Krieg kommt immer dann zurück, wenn Soldaten tot 
in ihre Dörfer zurückgebracht werden. So eine Verschärfung 
der Kämpfe wie jetzt in Avdijivka macht dem ganzen Land den 
Krieg mit einem mal wieder bewusst. Der militärische Konflikt 
ist dort wieder so eskaliert, dass er für alle, einschließlich des 
UN-Sicherheitsrates, wieder präsent wurde. Wir dürfen aber 
nicht vergessen, dass die Kämpfe die ganze Zeit über andau-
erten und die vereinbarten Waffenruhen eigentlich nie einge-
halten wurden. 

Wo sieht die Caritas in der Ukraine heute ihre Aufgabe?

Unsere Caritas hat sich verändert, als sie auf die Lage im 
Land reagierte. Gegründet wurde die griechisch-katholische 
Caritas Ukraine vor vierundzwanzig Jahren, als innovative 

Immer wieder kommt der Krieg zurück
Die Caritas war vor Ort, ist vor Ort und wird vor Ort bleiben.  

Organisation mit Arbeitsfeldern wie Kinder- und Jugendarbeit 
oder Arbeitsmigration aus der Ukraine und deren soziale Fol-
gen. Mit den Ereignissen auf dem Maidan haben sich die Auf-
gaben der Caritas seit 2013 verändert: Zunächst haben wir den 
Familien der auf dem Maidan Gestorbenen und Verwundeten 
geholfen, haben sie begleitet. Nach der Annektierung der Krim 
und der Flucht der Krimtartaren haben wir ein Hilfsprogramm 
für diese Menschen aufgelegt. 

Im Frühjahr 2014 kamen erst wenige und dann immer stärker 
mehr Flüchtlinge aus dem Osten. Für die Caritas war das eine 
neue Herausforderung, auf die wir, mit den Kräften, die wir 
damals hatten, zu reagieren versuchten. Wir bekamen Hilfe 
durch das internationale Caritas-Netzwerk und entwickelten 
mit unseren Partnern Hilfsprogramme für die Binnenflücht-
linge in der Ukraine. Wir hatten damals auch einen Verband 
im Osten; die Caritas Donetsk war dort so lange tätig, bis sie 
wegen massiver Bedrohungen evakuiert werden musste. Diese 
Caritas ist heute am neuen Standort in der Stadt Dnipro tätig 
und wir haben in drei Jahren weitere neun Standorte in der 
Ostukraine aufgebaut, um auf die wachsende Zahl der Bin-
nenflüchtlinge zu reagieren. Seitdem konnten wir mehr als 
380.000 Menschen helfen.

Die Caritas ist nah an den Menschen, 
weiß, wie sie denken und kann sehr 
sensibel auf die Menschen reagieren 
– das ist Friedensarbeit in der Ukraine. 

Die Caritas in der Ukraine ist ein wich-
tiger Partner bei der pax christi-Begeg-
nungsreise nach Kiew und in den Os-
ten, die vom 10. – 17. September 2017 
stattfindet. Aufgrund der Situation im 
Land kann das Programm erst zeitnah 
zum Reisetermin festgelegt werden. 
Informationen und Anmeldung erhal-
ten Sie im Sekretariat in Berlin.

Andrij Waskowycz (rechts) zusammen Vertretern des DCV (Präsident Dr. 
Neher, Claudio Moser) vor den Trümmern eines Krankenhauses in dem 
2014 umkämpften Slovyansk.
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Ist mit der humanitären Hilfe für Binnenflüchtlinge und die 
Menschen in der Ostukraine aus der Caritas-Arbeit Konflikt
lösung und Friedensförderung geworden?

Uns ist es wichtig genau hinzuschauen: Was sind die Gründe 
für einen Konflikt? Wo sind die Linien der Auseinandersetzung? 
Aus unserer Sicht ist ein Konflikt in die Ukraine hineingetragen 
worden, der hier früher nicht existiert hat, denn vor 2013, 2014 
sind alle Konflikte in diesem Land friedlich beigelegt worden. 
Der Dialog war das Mittel der Auseinandersetzung. Deshalb ist 
es erstaunlich, wie es gelingen konnte, Menschen durch Pro-
paganda so gegeneinander aufzuhetzen. Aber ab einem be-
stimmten Moment, und zwar wenn auf beiden Seiten Verluste 
zu beklagen sind, verändert sich die Qualität des Konfliktes, 
aus imaginären Auseinandersetzen werden reale. Wer ein Fa-
milienmitglied verloren hat, der sieht in der jeweiligen Gegen-
seite einen Feind – und das zu überwinden ist ganz schwierig. 

Wer sich fragt, wie man Frieden schaffen kann, kann hier ler-
nen zu sehen: Wo sind die Brüche in einer Gesellschaft? Wie 
kann man mit anderen gemeinsam daran arbeiten, die Bruch-
linien zusammenbringen, Einheit zu schaffen? Wie kann man 
zwischen Gegnern, zwischen Feinden Entgegenkommen oder 
gar Vertrauen schaffen? Wir haben in einer Studie aktuelle Kon-
fliktlinien beschrieben und versuchen, diese gezielt anzugehen.

Was kann ein Besuch von pax christi-Mitgliedern in der 
Ukraine bedeuten? Können sie später die Menschen hier 
unterstützten? 

Ich glaube, es geht um zwei Dinge: Wenn man in ein Land 
kommt, lernt man die Menschen kennen. Schon allein die An-
wesenheit und das Interesse, in Dialog zu treten, bedeutet et-
was für beide Seiten. Etwas von sich zu erzählen und sich auf 
die Perspektive des anderen einzulassen, ist der erste Schritt. 
Wenn man ins Gespräch kommt, dann verändert das zwei 
Leute.

Die Ukraine hat – und das nicht erst seit 2013 – eine enorm 
starke und interessante Zivilgesellschaft: engagierte Men-
schen, die durch ihre Arbeit teilweise die Funktion des Staa-
tes übernehmen, die an Gemeinschaft denken und sich unter 
schwierigen Umständen für Veränderungen im Land einset-
zen. Auch die Kirche war und ist sehr stark eingebunden, schon 
vor den Ereignissen auf dem Maidan. Die offenen Begegnun-
gen mit diesen Akteuren werden sicher Einsichten verändern 
und vielleicht zu gemeinsamer Handlung motivieren.

Das Interview führte Dr. Monika Rosenbaum, seit März 2016 
Vertreterin des DCV in der Ukraine.

In der Nacht des 29. Januar 2017 
starteten heftige Schießereien 
bei Avdijivka, einem kleinen 
Städtchen in der Ostukraine. Drei 
Menschen starben, Häuser wur-
den zerstört und ein Großteil der 
25.000 Einwohner*innen musste 
bei -17 Grad tagelang ohne Strom, 
Heizung und Wasser auskommen. 
Die Caritas Ukraine war eine der 
ersten vor Ort und stellte ein Zelt 
als Wärmepunkt für die Bewoh-
ner*innen auf.

Ein Wärmezelt, dass die Caritas Mariupol in Avdijivka aufgebaut hat.
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Roswitha Bendl
„Es gab immer so viele Anlässe zu handeln“

Erding, das verbinden viele Menschen mit Weißbier oder dem 
Münchner Flughafen, aber nicht mit pax christi. Dabei ist die 
Erdinger Gruppe eine der aktivsten im Bistum München. Im 
letzten Herbst wurde Roswitha Bendl, die Sprecherin der 
Gruppe, erst mit der Erdinger Bürgermedaille und dann mit 
dem Bundesverdienstkreuz geehrt und beide Male wurde ex-
plizit auch auf ihre pax christi-Arbeit verwiesen.

Roswitha, die meisten pax christi-Gruppen im Bistum Mün-
chen entstanden zur Zeit der Nachrüstung. Wie bist du mit 
dem Thema Frieden und pax christi in Kontakt gekommen?

1983 gründeten wir eine örtliche pax christi-Gruppe, die seit-
her eigentlich immer sehr aktiv war. 

Nachrüstung war eines eurer ersten Themen, danach kam 
der Jugoslawienkrieg. Schon damals hast Du Dich um Flücht-
linge gekümmert. Wie sieht das Engagement für die Flücht-
linge heute aus?

Damals begann es für mich persönlich mit dem Aufruf der Ca-
ritas im November 1990, Menschen aus dem zerstörten Vu-
kovar vorübergehend aufzunehmen. Das hat mich nicht los-
gelassen, und nach Rücksprache mit der Familie haben wir 
unseren Speicher, wo vorher nur eine Tischtennisplatte stand, 
für eine vierköpfige Familie hergerichtet. Aus ein paar Wo-
chen wurden fünf Jahre Aufenthalt, bis sie 1995 wieder zu-
rück nach Kroatien mussten. Es war für sie und uns eine be-
reichernde und schöne Zeit. Wir sind noch in Verbindung und 
werden wohl heuer wieder einmal nach Vukovar fahren. 

1988 hatte ich als Folge des Zuzugs von Flüchtlingen den „In-
ternationalen Frauentreff“ in Erding gegründet, der mehr 
als 25 Jahre Bestand hatte. Außerdem veranstalteten wir Be-
gegnungsnachmittage für alle ausländischen Mitbürger*in-
nen in der Stadthalle. 2011 begann dann das neue Engage-
ment für Flüchtlinge, als die ersten Asylbewerber*innen im 
November in eine Gemeinschaftsunterkunft in Erding einzo-
gen. Von Anfang an wollte pax christi mit einem ehrenamt-
lichen Sprachunterricht helfen, und wir haben das bis heute 
weitergemacht. 

Auch andere Themen haben Dich immer wieder umgetrieben 
und vor allem, wie sind die Themen an Dich und eure Gruppe 
herangetragen worden?

Krieg – Rüstungsexporte – Gewalt – Terror – Ausbeutung – 
Ungerechtigkeit auf der ganzen Welt. Es gab immer so viele 
Anlässe zum Handeln. Wir haben versucht unseren Beitrag 
zu leisten und an der Basis zu informieren und zu reagieren. 
Unzählige Briefe an Minister, Kanzler, Präsidenten usw. habe 
ich geschrieben, wir haben appelliert und protestiert. Wir ha-
ben namhafte Referent*innen nach Erding geholt, um uns zu 
informieren und dazu auch öfter Vertreter der örtlichen Bun-
deswehr eingeladen, die manches genauso kritisch sahen wie 
wir. Wir haben viele Friedensgebete und -gottesdienste orga-
nisiert – ökumenisch natürlich und z.T. auch interreligiös –, 
Lichterketten, Schweigekreise, Demos veranstaltet und im-
mer wieder gemerkt, dass es den Menschen ein Bedürfnis ist, 
ihre Betroffenheit auch nach außen auszudrücken.

Anfangs wurde unser Wirken ... manchmal 
kritisch gesehen. Später bin ich ... in den  
Diözesanrat gewählt worden, und ich denke, 
dass man froh ist, dass wir das „Friedens-
spektrum“ abdecken.
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Wenn Du jetzt zurückschaust auf Dein vielfältiges Engage-
ment, was waren die bewegendsten Momente bei dieser Ar-
beit, und wie weit hat die pax christi-Arbeit Dein Alltags‑ 
leben beeinflusst?

Eine ganze besondere Sache ist unsere nun bereits über 
30-jährige Partnerschaft mit der „Offenen Arbeit” der evan-
gelischen Kirche in Erfurt. Zu DDR-Zeiten hatten wir uns um 
Kontakte in die Welt hinter dem „Eisernen Vorhang“ bemüht, 
die Entwicklungen in der UdSSR haben wir sorgfältig beob-
achtet. Seit 1984 haben wir Verbindungen zur „Offenen Ar-
beit” gepflegt, lange vor der Wende. Das hat unseren Hori-
zont erheblich erweitert und wir bekamen hautnah mit, wie 
schwer alternative Denkweisen (z.B. für Frieden, Gerechtigkeit 
und Bewahrung der Schöpfung) es dort hatten. Wir begannen 
1986 (also vor der Wende) mit gegenseitigen Besuchen, was 
damals natürlich relativ schwierig war. Weniger für uns, wir 
durften schon einreisen, wurden aber an der „Zonengrenze“ 
sehr „gefilzt“. Unsere Besuche in Erfurt wurden minutiös und 
von uns unbemerkt überwacht – alles später in der Stasi-Akte 
nachzulesen, war eine gruselige Geschichte. Der Besuch von 
zwei Mitgliedern (nur für kirchliche Mitarbeiter war es mög-
lich) der Offenen Arbeit bei den „Ökumenischen Bildungsta-
gen“ in Erding wurde nur durch das offizielle Bemühen von 
höchster Ebene der katholischen und evangelischen Kirchen
ämter in München ermöglicht. Noch heute treffen wir uns 
alle zwei Jahre zu einer Selbstversorgerfreizeit und diskutie-
ren aktuelle Probleme.

Gibt es heute immer noch Gründe sich für pax christi zu en-
gagieren, gerade auch für jüngere Menschen?

Natürlich, denn die Entwicklungen derzeit in USA und Europa 
sind so besorgniserregend und die oben genannten Themen 
alle noch hochaktuell. Ich hoffe jüngere Menschen merken, 
dass man das nicht nur von außen beobachten kann, sondern 
selbst aktiv werden muss – politisch und in zahllosen Verbän-
den und Bewegungen. Allerdings weiß ich auch von meinen 
Kindern, wie eingespannt Menschen heute sind und wie we-
nig Zeit ihnen bleibt, sich zu engagieren. 

Roswitha, am Anfang unseres Gespräches standen die Ehrun-
gen im letzten Herbst. Hast Du ähnliche Ehrungen auch durch 
die Kirche erfahren? 

Ehrungen erwarte ich nicht, aber ich habe mutige Pfarrer und 
Bischöfe bei pax christi und in der Kirche erlebt, die uns unter-
stützt haben und wichtige Impulse setzten. Anfangs wurde 
unser Wirken allerdings auch manchmal kritisch gesehen. 
Später bin ich aber über pax christi in den Dekanatsrat und 
von dort sogar in den Diözesanrat gewählt worden, und ich 
denke, dass man froh ist, dass wir das „Friedensspektrum“ 
abdecken.

Das Interview führte Martin Pilgram, Diözesanvorsitzender 
von pax christi München/Freising.

Eine über 30-jährige Partner-
schaft verbindet Roswitha 
Bendl mit der »Offenen Ar-
beit« der evangelischen Kir-
che in Erfurt. Noch heute tref-
fen sich die Gruppen alle zwei 
Jahre – hier in den Friedensräu-
men Lindau.
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Dringend notwendig
Rüstungsexportkontrollgesetz zur Eindämmung des Waffenhandels

das Interesse der Medien am diesjährigen Bericht der GKKE 
(REB) deshalb, weil die Ankündigungen von Minister Gabriel 
zur Reduzierung der Rüstungsexporte aus Deutschland und 
die hierzu angekündigten Schritte aus Sicht der Kirchen be-
wertet werden sollten.

Forderung der GKKE ist ein Verdienst von pax christi
Das Urteil der Kirchen war eindeutig: Die Ankündigungen von 
Minister Gabriel gehen in die richtige Richtung, allein umge-
setzt wurde wenig. Die Genehmigungszahlen im Jahr 2015 
zur Ausfuhr von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgü-
tern sind sogar wieder dramatisch angestiegen. Besonders 
kritisch sieht die GKKE, dass der Anteil der Lieferungen an 

Holger Rothbauer

20. Jubiläum: Der GKKE-Rüstungsexportbericht 2016 pran-
gert scharf die unter Minister Gabriel wieder gestiegenen 
Genehmigungen von Rüstungslieferungen an.

Zum 20. Mal stellte die Gemeinsame Konferenz Kirche und 
Entwicklung (GKKE) am 12. Dezember 2016 in der Bundspres-
sekonferenz in Berlin durch die beiden höchsten Vertreter der 
beiden großen Kirchen bei der Bundesregierung Prälat Jüs-
ten (Deutsche Bischofskonferenz) und Prälat Dutzmann (EKD) 
den Rüstungsexportbericht der Kirchen für das Jahr 2016 der 
Öffentlichkeit vor (siehe gkke.org). Ganz besonders groß war 

Land Menschenrechts-
situation

Interne 
Gewaltkonflikte

Regionale 
Sicherheit

Wert deutscher Ausfuhr- 
genehmigungen für Rüstungs- 
güter 2015 (in Millionen Euro)

Algerien sehr schlecht ja sehr kritisch 411,4

Ägypten sehr schlecht ja sehr kritisch 18,7

Indien sehr schlecht ja sehr kritisch 153,6

Indonesien sehr schlecht teilweise sehr kritisch 36,5

Irak sehr schlecht ja sehr kritisch 40,9

Israel sehr schlecht ja sehr kritisch 507,2

Katar schlecht teilweise kritisch 1.662,77

Oman schlecht teilweise kritisch 95,9

Pakistan sehr schlecht ja sehr kritisch 36,0

SaudiArabien schlecht teilweise kritisch 270,0

Südkorea schlecht teilweise kritisch 515,9

Türkei sehr schlecht ja sehr kritisch 39,0

Vereinigte 
Arabische 
Emirate

schlecht teilweise kritisch 107,3

Algerien, Saudi-Arabien, Ägypten, Südkorea und die Vereinigten Arabischen Emirate gehören zu den Top 10-Beziehern deut-
scher Rüstungsgüter (aus: Rüstungsexportbericht der GKKE, 2016: Beispiele für problematische Empfängerländer deutscher 
Rüstungsexporte)
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sogenannte Drittstaaten ebenfalls wieder angestiegen ist. 
Saudi-Arabien, Katar und Indonesien gehören zu den Emp-
fängerländern und auch der 10 Mrd. Euro Rüstungsausstat-
tungsdeal mit Algerien. Das sind alles Kriegswaffen- und Rüs-
tungsgeschäfte mit undemokratischen Regimen, die aber 
vor allem von der Regierungsseite selbst und nicht vorwie-
gend von der Industrie angeschoben werden. Die von Minis-
ter Gabriel angekündigte Kommission, die sich mit der Rüs-
tungsexportkontrolle beschäftigen sollte, ist als Bettvorleger 
namens interministeriellen Anhörung ohne erkennbare Er-
gebnisse gelandet. Daher fordert die GKKE nunmehr massiv, 
die rechtlichen Grundlagen gemäß der restriktiven Vorgaben 
des Grundgesetzes neu zu regeln und den Gesamtkomplex 
von Rüstungsausfuhren in ein einheitliches Rüstungsexport-
kontrollgesetz zu gießen. Das ist die Forderung an den Ge-
setzgeber, so dass auch die Legislative wieder den Ball des 
Handelns in die Hand nimmt. 

Diese Forderung der GKKE ist auch ein Verdienst von pax 
christi, speziell der Generalsekretärin Christine Hoffmann 
und der pax christi-Kommission Rüstungsexport, die über 
die „Aktion Aufschrei – stoppt den Waffenhandel!“ seit 2011 
genau dieses neue Rüstungsexportkontrollgesetz als einzi-
ges Ausführungsgesetz zu Artikel 26 Absatz 2 des Grundge-
setzes fordert.

Strafverfahren gegen Heckler & Koch
Die GKKE bleibt bei ihrer klaren Haltung der Ablehnung der 
Waffenlieferungen an die Peschmergas, da die Waffen u.a. 
beim „IS“ aufgetaucht und von den kurdischen Kämpfern 
auch gegen arabische Zivilisten im Irak eingesetzt wurden. 
Genauso wird im REB die fortgesetzte Waffenzusammenar-
beit mit Saudi-Arabien kritisiert, das mit diesen Waffen der-
zeit Krieg im Jemen führt.

Besonders gewürdigt wird auch das von Jürgen Grässlin und 
mir angestoßene Strafverfahren gegen Heckler & Koch we-
gen der Lieferung von über 10.000 Sturmgewehren des Typs 
G 36 nach Mexiko, wo es im Drogen- und Bürgerkrieg ein-
gesetzt wird. Es ist ein Riesenerfolg, dass die Stuttgarter 
Staatsanwaltschaft Anklage erheben musste und die große 
Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Stuttgart diese 
Anklage zugelassen hat, so dass es im Laufe des Jahres 2017 
zum wohl bislang spannendsten Strafverfahren in Sachen 

Waffenhandel kommen wird. Leider sitzen die Verantwort-
lichen der Ministerien nicht auf der Anklagebank, aber ihre 
Rolle wird mit Sicherheit im öffentlichen Verfahren aufge-
deckt werden, wie dies in der Grimme-Preis gekrönten ARD-
Doku „Netzwerk des Todes – Tödliche Exporte“ bereits seit 
September 2015 öffentlich bekannt wurde.

Die GKKE betrachtet es als kleinen Erfolg, dass in Sachen 
Transparenz von Rüstungslieferungen die Bundesregierung 
viel zeitnäher und halbjährlich über die Lieferungen berich-
tet. Gleichzeitig beklagt die GKKE weiterhin, dass wesentli-
che Entscheidungen beim Waffenhandel vom Bundessicher-
heitsrat getroffen werden, einem Geheimgremium, dem das 
Bundesverfassungsgericht in einer Anmerkung im Urteil vom 
Oktober 2014 seine Verfassungskonformität abspricht.

Export von „Gewalt“
Für den bevorstehenden Bundestagswahlkampf legt der REB 
den Abgeordneten und den Kandidat*innen zum Bundestag 
die seit 20 Jahren klaren ethischen Maßstäbe bei der Beurtei-
lung von Rüstungslieferungen nahe, dass die Lieferung von 
Waffen auf der gleichen Ebene zu beurteilen sind wie die An-
wendung von Gewalt. Genauso wie es mit der Merkel-Dokt-
rin auch praktisch am Beispiel der Waffenlieferungen an die 
Peschmerga statt dem Entsenden von Bundeswehrsoldaten 
zum Ausdruck kommt. 

Es sollte sich also jede*r Parlamentarier*in klar darüber sein, 
dass die Regierung genau dahingehend zu kontrollieren ist, 
ob sie bei der Entscheidung über Waffenlieferungen an Re-
gime wie Saudi-Arabien weiß, dass sie „Gewalt“ exportiert 
und ebenso die Fluchtursache Nummer 1 ebenfalls exportiert.

Für pax christi lässt sich der REB der GKKE hervorragend als 
Hintergrundwissen und Wahlprüfstein zum Thema „Waffen-
handel“ verwenden, wenn die Kandidat*innen zum Bundes-
tag öffentlich befragt werden.

Holger Rothbauer ist Rechtsanwalt und vertritt pax christi in 
der Fachgruppe Rüstungsexport der GKKE.

Ausführliche Informationen 
unter www.gkke.org

http://www3.gkke.org/fileadmin/files/downloads-allgemein/16_12_12_Ruestungsexportbericht.pdf
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Notizen aus dem Bundesvorstand
Josef Roberg

Der Bundesvorstand hat auf der Dezembersitzung eine posi-
tive Bilanz der Delegiertenversammlung gezogen. Neue Ele-
mente, wie z.B. die Präsentation der Vorstandsarbeit oder die 
„Straße des Friedens“, wurden gut angenommen und haben 
der Veranstaltung neuen Schwung verliehen. Auch ist es ge-
lungen, alle Anträge innerhalb der Tagungszeit zu bearbei-
ten; eine positive Entwicklung für alle Beteiligten.

Folgende Aufträge aus der Delegiertenversammlung wurden 
abgearbeitet:
*	 Über die Vision und das Selbstverständnis der pax christi- 

Bewegung berichtet Norbert Richter in seinem Artikel auf 
Seite 10.

*	 Unter dem Eindruck der Finanzprobleme wird die geplante 
Imagekampagne erst einmal hinausgezögert.

*	 pax christi unterstützt die Aktion „Unter 18 nie“ gegen die 
Werbemaßnahmen der Bundeswehr.

*	 Der Vorstand sondiert Kontakte zur Russisch-Orthodoxen 
Kirche. Ziel und Auftrag ist es, Perspektiven eines Gesprä-
ches zu eruieren.

Vor dem Hintergrund der Kürzung der Mittel durch die Diö-
zesen Deutschlands gibt es eine positive Nachricht, verbun-
den mit einem herzlichen Dank. Zu Weihnachten wurde das 
Vorjahres-Spendenergebnis übertroffen und 100.000 Euro 
gespendet. Damit sichern alle Spender*innen die Arbeit von 
pax christi. So zum Beispiel unsere aktive Teilnahme am Ka-
tholikentag 2018 in Münster, dessen Planung schon begon-
nen hat.

Nachrichten aus den Kommissionen
Odilo Metzler

Kritik an israelischer Regierung antisemitisch?

Auseinandersetzung mit israelischem Regierungshandeln – 
Gerechtfertigte Kritik oder Antisemitismus?“ ist der Titel ei-
nes Themenblatts, das die Nahost-Kommission erstellt und 
im November veröffentlicht hat. Die 13-seitige Broschüre 
kann auf der Webseite heruntergeladen oder im pax chris-
ti-Sekretariat bestellt werden.

Friedensabkommen in Kolumbien

Die Kommission Solidarität Eine Welt begrüßte am 24. No-
vember die Unterzeichnung des neuen Friedensabkommens 
in Kolumbien. Sie forderte die sofortige Einsetzung der vor-
gesehenen Sicherheitskommission, die gegen paramilitäri-
sche Einheiten vorgehen soll, da diese eine Umsetzung des 
Abkommens gefährden und für Bedrohungen, Attentate und 
Morde an sozialen und Friedensaktivist*innen verantwort-
lich sind.

Menschenrechtsarbeit in Palästina gefährdet

Die Nahost-Kommission berichtete am 5. Dezember, dass 
palästinensische Menschenrechtsorganisationen und Akti-
vist*innen im besetzten Ost-Jerusalem, der Westbank und 
Gaza, die sich gewaltfrei für ein Ende der Besatzung einset-
zen, zunehmend Opfer israelischer Repressionen und anony-
mer Angriffe werden. Sie forderte die politischen Entschei-
dungsträger in Deutschland und der EU auf, sich bei der 
israelischen Regierung gegen Reiseverweigerungen, rechts-
widrige Administrativhaft und die Bedrohung der Familien 
einzusetzen.

Meldungen aus den Diözesanverbänden
Markus Weber

Augsburg 

Diözesanvorstand beim Augsburger Bischof
Der Diözesanvorstand hat sich im Januar mit dem Augsbur-
ger Bischof Konrad Zdarasa zum alljährlichen Gespräch ge-
troffen. Darin ging es auch um die geplante Streichung der 
finanziellen Zuschüsse an pax christi Deutschland. Zdarasa 
widersprach einem Bericht in der Süddeutschen Zeitung zu 
diesem Vorgang, wonach pax christi für die Katholische Kir-
che „unwichtig“ sei. Bischof Zdarasa ermutigte den Diözesan-
vorstand, weiterhin in Kirche und Gesellschaft das Friedens-
thema auf der Basis der aktiven Gewaltfreiheit engagiert 
einzubringen.

Ausführliche Meldungen: 
www.paxchristi.de

http://www.paxchristi.de/meldungen/list?orderby=creationdate&orderdir=1&isnews=1
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Bamberg

Bundestagswahl 2017: 
Regionale Briefaktion an MdBs gestartet
Angeregt durch die Kampagne „Macht Frieden – Zivile Lösun-
gen für Syrien“ hat der Diözesanverband anlässlich der Bun-
destagsabstimmung zur Verlängerung des Bundeswehrman-
dats für Syrien insgesamt 22 Abgeordnete in 11 Wahlkreisen 
seiner Diözese angeschrieben. Die Briefe zielen auf eine Wie-
derherstellung (internationaler) Sicherheit durch ein Bemü-
hen um gute Beziehungen und fordern: Waffenexportstopp, 
Abzug von Atomwaffen, Beendigung jeglicher Kampfdroh
neneinsätze von deutschem Boden aus sowie die Beschäf-
tigung mit Gewaltfreiheit. Zur praktischen Anregung war 
den Briefen die Broschüre „55 Erfolge für die Gewaltfreiheit“ 
beigelegt. 

Berlin

pax_zeit-Gespräche zum Thema Türkei
Im Oktober hat pax christi Berlin die pax_zeit-Gespräche, 
die im ersten Halbjahr 2016 mit den Themen Syrien und  
Ukraine begonnen hatten, zum Thema Türkei fortgesetzt. 
Thomas Kurz vom Auswärtigen Amt sprach dabei über die 
innertürkischen Auseinandersetzungen, den Kurdenkonflikt, 
die Flüchtlingsvereinbarungen mit der EU, die Situation nach 
dem Putsch oder auch die Pressefreiheit.

Friedensgebet zum Weltfriedenstag
Am 1. Januar 2017, dem katholischen Weltfriedenstag, hat der 
Diözesanverband zusammen mit der Gemeinschaft St. Egi-
dio, mit Mitgliedern der Syrisch-Orthodoxen Gemeinde und 
syrischen Flüchtlingen einen ökumenischen Friedensgottes-
dienst gefeiert. Die Predigt hielt der Berliner Erzbischof Hei-
ner Koch.

Freiburg

Brief an Erzbischof Burger wegen Mittelstreichung
In einem Brief hat der Diözesanvorstand den Freiburger Erz-
bischof Stephan Burger darum gebeten, seinen Einfluss da-
hingehend geltend zu machen, dass die für das Jahr 2018 ge-
plante Streichung des finanziellen Zuschusses der deutschen 
Diözesen (VDD) an pax christi zurückgenommen wird. Die-
ser Bitte schloss sich unter anderem auch der Freiburger Diö-
zesanrat an. Angesichts derzeit noch zunehmender finanziel-
ler Mittel der Kirche und ebenfalls zunehmender Krisen und 
kriegerischer Auseinandersetzungen sei diese Maßnahme 
„ein verheerendes Zeichen an die kirchlich getragene Frie-
densarbeit und die Öffentlichkeit“, so der Diözesanrat. Der 

Freiburger Erzbischof hatte sich zum Jahreswechsel für das 
Jahr 2017 „mehr Bereitschaft zur Versöhnung und Schritte hin 
zum Frieden“ gewünscht.

Fulda, Limburg und Mainz

15 Jahre Aktion Wanderfriedenskerze
Die Aktion Wanderfriedenskerze hat unter dem Motto „Zwi-
schen Welten“ im Herbst in über 200 Friedensgebeten im 
Rhein-Main-Gebiet und Kassel vergessener Menschen auf 
der Flucht vor Krieg, Terror und Gewalt gedacht. Das 15-jäh-
rige Bestehen der Aktion begingen 40 Aktive der Aktion am 
12. November in Frankfurt. Die Kerzen wandern nun weiter: 
Eine Kerze erhielten Ana und Otto Raffai für ihre interreligi-
öse Friedensarbeit in Kroatien. 

Rüstungsexporte in der Diskussion
Am 13. Dezember diskutierten Simone Wisotzki, Co-Vorsit-
zende der GKKE-Fachgruppe Rüstungsexporte, und Georg 
Pietsch vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) kontrovers die Rüstungsexportpolitik der Bundesre-
gierung. Anlass für die Veranstaltung der „Aktion Aufschrei 
Rhein-Main“ war das Erscheinen des Rüstungsexportberichts 
der Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE). 

München

Ausstellung zum Betlehemer „Mauermuseum“
Im Dezember 2016 organisierte pax christi München im Foyer 
des EineWeltHauses München eine Ausstellung zum „Mau-
ermuseum“ in Bethlehem. Eine Vernissage mit einer kleinen 
Einführung in das Thema und Musik aus der Region eröffnete 
die Ausstellung. Am Tag der Menschenrechte fanden zudem 
noch Führungen durch die Ausstellungsmacher statt. Die Aus-
stellung kann ab sofort bei pax christi München ausgeliehen 
werden.

Lesung zum Tag der Menschenrechte 
Unter dem Titel „Darf denn überhaupt gehofft werden? – 
Geschichten aus Feindesland“ präsentierte pax christi Er-
ding-Dorfen in Zusammenarbeit mit der Stadtbücherei Erding 

Eröffnung der Ausstellung zum Bethlehemer
Mauermuseum in München

Brief und Korrespondenzen unter:
paxchristi-nordbayern.de
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http://paxchristi.kirche-bamberg.de/advocacy-arbeit-fuer-nachhaltigen-frieden
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literarische Texte israelischer und palästinensischer Autor*in-
nen am Tag der Menschenrechte. „Literatur zerstört Ihr Feind-
bild!“ hätte der Warnhinweis für die Lesung an diesem Tag ge-
wesen sein können.

Aufruf und Mahnwache zum Weltfriedenstag
pax christi München hat alle Pfarreien der Diözese dazu auf-
gerufen, den Weltfriedenstag 2017 in den örtlichen Pfarr-
gemeinden unter dem von Papst Franziskus vorgegebenen 
Thema: „Gewaltlosigkeit: Stil einer Politik für den Frieden!“ 
zu begehen. Entsprechende Materialien wurden im Inter-
net zum Download bereitgestellt. Auch lud die pax christi- 
Gruppe Erding-Dorfen am 8. Januar zu einer Mahnwache mit 
Schweigekreis ein. Dabei wies Roswitha Bendl darauf hin, 
dass es darum gehe, an das Schicksal der von Gewalt und Krie-
gen gebeutelten Menschen in Fern und Nah zu erinnern, So-
lidarität zu zeigen und Ursachen und nötige Schritte zu einer 
friedlicheren Welt in aller Welt zu bedenken.

Trier

Aktuelle Formen des Antisemitismus
Zu einem Seminar über aktuelle Formen des Antisemitismus 
hat pax christi Trier im November Juliane Wetzel vom Zen
trum für Antisemitismusforschung an der TU Berlin eingela-
den. Besonders die Ausführungen der Referentin zum anti-
semitischen Hass im Internet, zum latenten Antisemitismus 
und zu Grauzonen von antisemitistischen Äußerungen wa-
ren aufschlussreich für die Teilnehmer*innen. Das Anliegen 
des Diözesanverbandes war es, das kontroverse Thema inner-
halb der Deutschen Sektion von pax christi weiter zu führen. 
So spielte in der anschließenden Diskussion auch die Kontro-
verse um die „Obsttütenaktion“ der Nahost-Kommission eine 
große Rolle. Aus Sicht des Diözesanverbandes kann auch de-
ren neues Themenblatt die Konnotationen, die an dem „Kauft 
nicht“ hängen, nicht durch Erklärungen auflösen. Zudem ging 
es in der Diskussion um strukturellen Antisemitismus.

Würzburg

Burkhard Hose predigt zum Weltfriedenstag
In bewährter Kooperation luden pax christi Würzburg, die 
Ackermann-Gemeinde, der Antonia-Werr-Kreis Oberzell, die 
Gemeinschaft Sant‘ Egidio, der Katholische Deutsche Frau-
enbund (KDFB) und die Nagelkreuzinitiative zum ökumeni-
schen Friedensgebet unter dem Motto „Und bist du nicht wil-
lig, so brauch ich – Geduld“ in Würzburg ein. Prediger war 
der Würzburger Friedenspreisträger von 2014, der katholische 
Hochschulpfarrer Burkhard Hose. Hose nahm in seiner Predigt 
über den Aufruf Jesu zur Feindesliebe Bezug zur Psychologie 
Haim Omers. Dieser hatte sich in seiner pädagogischen Arbeit  
inspirieren lassen von Vertretern des gewaltlosen Widerstan-
des wie z.B. Mahatma Gandhi und Martin Luther King. Unter-
brechung und Geduld brauche einen langen Atem, um neue 
Wege zu entdecken und dann auch gehen zu können, um so 

die Spirale von Gewalt zu unterbrechen, so Hose. Mitgestal-
tet wurde der Gottesdienst auch von der Äthiopisch-Ortho-
doxen Gemeinde mit Gesängen und Tanz. Eine Begegnung im 
Kreuzgang des Würzburger Franziskanerklosters schloss sich 
an das Gebet für den Frieden an.

Leserbriefe

Kommentar zum Leserbrief von Lutz Lemhöfer zum Inter-
view mit Albrecht Müller „Zur Rolle der deutschen Medien“ 
in Nr. 3_2016.

Lutz Lemhöfer beschuldigt Albrecht Müller der Zeichnung ei-
nes „üblen Zerrbildes“, das seiner eigenen Lektüre-Erfahrung 
widerspreche. Dem „Gerede von einer Einheitsmeinung in 
den Medien“ möchte er nur ein Beispiel entgegenhalten: die 
kontroverse Beurteilung von TTIP und CETA etwa in FAZ und 
FR. Stimmt, in dieser Sache konnte man in den großen Me-
dien Deutschlands tatsächlich kontroverse Meinungen regis-
trieren. Auf anderen Gebieten, die uns Tag für Tag die Sprache 
verschlagen, verhält es sich durchaus so, wie A. Müller es dar-
stellt. Wenn L.L. z.B. die Frage stellt, „Wer, bitteschön, betreibt 
‚Kriegshetze‘?“ und dann weiterfährt „Man nehme nur den 
Syrien-Konflikt, in dem der Westen eher zögerlich agiert hat 
und gerade darum viel Kritik über mangelnden Einsatz ge-
genüber dem mörderischen IS auf sich zog“, so zeigt er damit, 
dass sich seine Lektüre-Erfahrung lediglich auf die Inhalte der 
Mainstream-Medien gründet. Speziell zu Syrien sind in letz-
ter Zeit Bücher kritischer und sachkundiger Autor*innen er-
schienen (z.B. Michael Lüders, Karin Leukefeld, Tim Anderson, 
Daniele Ganser). 
Winfried Schultz

Der Würzburger Gottesdienst zum Weltfriedenstag wurde 
mitgestaltet von der Äthiopisch-Orthodoxen Gemeinde.
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Ferdinand Kerstiens

Schriftstellen: Amos 5,7-15a und Mit 5,43-48

Wir feiern heute den Weltfriedenstag. Papst Franziskus hat 
ihn unter das Leitwort gestellt: „Gewaltfreiheit: Stil einer Poli-
tik des Friedens“. Gewaltfreiheit als Stil einer Friedenspolitik? 
Und das in einer Welt voller Gewalt? Wie soll das gehen? 

Wir erleben bei allen Konflikten, dass Gewalt keinen Frieden 
schaffen kann, sondern neue Gewalt provoziert. Aber ist Ge-
waltlosigkeit nicht eine blanke Illusion? Wie soll sie gegen die 
Gewalt ankommen? Hier muss zunächst ein Missverständnis 
ausgeräumt werden. Gewaltlosigkeit ist keine Passivität, kein 
bloßes Hinnehmen anderer Gewalt, sondern aktiver Einsatz 
für Verständigung und Frieden. Gewaltfreiheit gegen Ge-
walt? Ja, wir übersehen das oft. Es gibt ausführliche Studien 
über die politischen Konflikte der letzten 100 Jahre. In zwei 
Drittel waren die gewaltfreien Aktionen erfolgreich, nur in 
einem Drittel geschah das durch kriegerischen Einsatz, der 
dann oft in Bürgerkriegen endete, die das Elend nur vergrö-
ßerten, wie jetzt im Irak, in Afghanistan und in Syrien. Die Ge-
walt ging da von den USA aus.

Ein Beispiel für gewaltfreie Lösungen: In Lateinamerika gab 
es viele Militärdiktaturen, die mit Gewalt, Folter und Mord 

die Andersdenkenden ausschalteten. Vielfach wurden diese 
Gewaltregime durch die USA unterstützt, die auch die Folter-
knechte für die Diktatoren ausbildete. Sie wurden gewaltlos 
überwunden, weil die Bevölkerung ihnen den Gehorsam ver-
weigerte. Vielfach waren daran die kirchlichen Basisgemein-
den beteiligt, die geholfen haben, das Selbstbewusstsein der 
Armen, der Kleinen zu stärken, ein großer Verdienst auch der 
Befreiungstheologie, die leider vom Vatikan und von den USA 
bekämpft wurde – noch 2016 sind 63 Kleinbauern in Brasili-
en ermordet worden im Auftrag der Großgrundbesitzer, die 
großflächig Soja anbauen, auch für das Schweinefutter hier 
bei uns. Wir stecken in deren Gewalt mit drin. Unser Brasilien-
kreis kann davon aus eigenen Erfahrungen berichten.

Gewaltfreiheit – Stil der Friedenspolitik. Vielleicht ist auf dem 
Hintergrund dieser Erfahrungen unserer Zeit die Kritik des 
Propheten Amos an dem Verhalten der reichen Oberschicht 
und die Weisungen Jesu aus der Bergpredigt verständlich und 
hilfreich. „Liebet eure Feinde!“ – das heißt ja nicht, dass ich 
sie liebevoll umarmen soll, sondern, dass ich ihnen deutlich 
mache, dass sie vor mir keine Angst zu haben brauchen, dass 
auch in meiner Zukunft Platz für ihre Zukunft ist, dass ich sie 
nicht als Feinde vernichten will, sondern sie vielmehr als Geg-
ner im gemeinsamen Ringen um eine bessere Zukunft für alle 
Beteiligten gewinnen will, dass es keine Opfer gibt.

Ferdinand Kerstiens ist pax christi-Mitglied im Diözesanver-
band Münster.
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Gewaltfreiheit: 
Stil einer Politik des 
Friedens 
Auszüge aus der Predigt zum Welt-
friedenstag 2016 in St. Heinrich, Marl



Unterschreiben > Einwerfen. 

WIR 
BRAUCHEN 

FRIEDEN

Selig, die Frieden stiften, denn sie 

werden Töchter und Söhne Gottes 

genannt werden (Matthäus 5,9). 

Der VDD soll seine Streichung
zurück nehmen.

http://www.paxchristi.de/metathema/view/5779545307217920/An%20die%20Bisch%C3%B6fe:%20pax%20christi%20nicht%20streichen!

	Unbenannt

